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1. Vorbemerkung 


Hitlerjugend an den Reichsfinanz⸗ 
ſchulen! Ich habe Volksgenoſſen ungläubig den Kopf 
ſchütteln ſehen, als ſie davon hörten. Sie dachten an irgend⸗ 
eine unfreundliche Amtsſtube vergangener Zeiten. Sie er⸗ 
innerten ſich vielleicht auch an irgendeinen mürriſchen Be⸗ 
amten, der dort einmal über ihrer Steuererklärung ſaß. 

Hitlerjugend an den Reichsfinanzſchulen — das klingt 
wie eine Verheißung, daß der hier in den letzten Jahren fühl— 
bare Wandel ein endgültiger werden wird! 


2. Staatsſekretär Reinhardts Werk 

Es iſt Staatsſekretär Reinhardts verſönliches Werk. 
Sein Wille der Reichsfinanzverwaltung die 
in jeder Beziehung beſten Beamten zu 
geben, ſteht hinter allem. Die Reichs finanz⸗ 
ſchulen dienen dieſem Ziel. Der Entſchluß, Jung⸗ 
männer an dieſe Schulen zu holen, krönte das große 
Schulungswerk. 

Die Reichsfinanzverwaltung nimmt damit die Heran⸗ 
bildung ihres Beamtennachwuchſes ganz ſelbſt in die Hand. 
Das und die Art, in der es geſchieht, bedeutet einen voll⸗ 
kommen neuen Weg der Beamtenſchulung. 
Es gibt keinen beſſeren Weg. Er iſt vorgezeichnet durch die 
Zeit, in der wir leben. Er iſt beſtimmt durch das Ziel, das 
wir erreichen müſſen: die Heranbildung des jungen 
nationalſozialiſtiſchen Beamten, der gleich vor⸗ 
bildlich iſt im Wiſſen wie in ſeiner weltanſchaulichen Haltung. 


3. Jungmänner! 

An des Führers Geburtstag im Jahr 1938 kamen erſt⸗ 
mals vierhundert Jungmänner aus allen Gauen 
des Reichs an die Reichsfinanzſchule Herrſching. 
Sie ſollten ein Jahr bleiben, ihr Allgemeinwiſſen er⸗ 
gänzen, ſich das erſte fachliche Rüſtzeug für ihre ſpätere Be⸗ 


6. Erfaſſung des ganzen jungen Menſchen, 
7. Selbſtführung und Selbſtverantwortung. 
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9. Einfache Mittel, einfacher Stil, 

10. Mitarbeit der ganzen Verwaltung. 


amtenlaufbahn holen — und vor allem ganze Kerle 
werden. Dr 

Oberregierungsrat Dr. Buſſigel (jest Miniſterial⸗ 
rat und Ausbildungsreferent im Reichsfinanzminiſterium) 
leitete die Schule, die im Jahr 1935 als die erſte der Reichs 
finanzſchulen entſtanden war. Er geſtaltete auch den er ſten 
Jungmännerlehrgang. Ich erhielt den Auftrag, 
den Lehrgang in die der HJ gemäße Form zu faſſen. 

Es war ein Verſuch. Er wurde ein voller Erfolg. Neue 
Reichsfinanzſchulen entſtanden im Jahr 1939 als 
Jungmännerſchulen. Neue Jungmänner lehr⸗ 
gänge begannen. Neue HJ Stämme Reichs ⸗ 
finanzſchulen nahmen den Geiſt auf, der in Herrſching 
geboren war. 5 

Der Krieg erforderte eine Verkürzung des Lehrgangs 
auf ein halbes Jahr. Wir müſſen in dieſer Zeit das gleiche 
erreichen wie vorher in einem Jahr. Die Aufgabe iſt nicht 
kleiner, ſondern größer geworden. 


+ „SA-Sturm Reichsfinanzſchule“ und „HJ-Stamm Reichs⸗ 
finanzſchule“ . 

Der „SA-Sturm Reichsfinanzſchule“ iſt ſo alt wie die 
Reichsfinanzſchulen ſelbſt. Er erfaßt die Männer der Finanz⸗ 
ſchülerlehrgänge, der Finanzanwärterlehrgänge und der 
Aſſeſſorenlehrgänge. h 

Ein Vergleich liegt nahe. Er ſtimmt nur inſoweit, als 
beide, „SA⸗Sturm Reichsfinanzſchule“ wie „HIJ⸗Stamm 
Reichsfinanzſchule“, die Träger der weltanſchaulich-erzieheri⸗ 
ſchen Aufgabe neben der fachlichen Schulung im Lehrgang 
find. Die HJ⸗Organiſation und die HF Arbeit müſſen ent 
ſprechend der ungleich größeren Erziehungsaufgabe, die uns 
bei den Jungmännern geſtellt iſt, weit über die des 
„SA⸗Sturms Reichsfinanzſchule“ hinausgehen. 

Der „SR-Stamm Reichsfinanzſchule“ war auch gegen⸗ 
11 dem „SA-Sturm Reichsfinanzſchule“ etwas vollſtändig 

deues. 


7 


S. 458 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 39 / 28. Sept. 1940 
ee —2.:᷑¶ä ¼e•—„: —.’᷑taT:iig ͤ—bůñĩ⁊;kkr 


5. Die Aufgaben der Hitlerjugend 

Drei Aufgaben waren und ſind uns geſtellt. Wir 
müſſen die Jungmänner ganz erfaſſen. Wir 
müſſen ihnen die Selbſtführung und Selbſtver⸗ 
antwortung laſſen. Wir müſſen eine glückliche 
Vereinigung von HJ und Schule finden. 

Dieſe letzte Aufgabe iſt die ſchönſte und ſchwerſte zu⸗ 
gleich. Sie führt zum großen Teil auf Neuland. Ihre Ver⸗ 
wirklichung kann uns und der Reichsfinanzverwaltung ein⸗ 


mal die Befriedigung geben, einen kleinen Bauſtein zu dem 


zukünftigen großen Werk nationalſozialiſtiſcher Jugend⸗ 
erziehung überhaupt geleiſtet zu haben. 

Wir find noch nicht am Ziel. Aber wir find, wie uns 
der Reichsjugendführer bei einem Beſuch anerkennend be⸗ 
ſtätigte, auf dem beſten Weg. Ein Brief ſeines Stabs- 
führers an Staatsſekretär Reinhardt vom 12. Juli 1939 
nennt die HJ⸗Stämme der Reichsfinanzſchulen „Muſter⸗ 
beiſpiele für jede nationalſozialiſtiſche 
Internatserziehung“. 

6. Erfaſſung des ganzen jungen Menſchen 

Unſere Erziehung muß den Jungmann 
ganz erfaſſen. 

Sie beſchränkt ſich nicht auf den Unterricht, nicht auf 
einige Stunden darüber hinaus im eigentlichen H%-Dienft 
nachmittags oder abends. Unſere Erziehungsaufgabe beginnt 
morgens, wenn die Jungmänner aufſtehen. Sie endet 
abends, wenn ſie ſchlafengehen. Jeder Schritt, den der 
Jungmann in dieſer Zeit tut, muß ausgerichtet ſein auf das 
Ziel: einen ganzen Kerl aus ihm zu machen. 

Der Jungmann iſt entweder ganz Hitlerjunge oder er 
iſt es überhaupt nicht. Ein Zwiſchending gibt es nicht. Er iſt 
an der Reichsfinanzſchule Hitlerjunge im Unterricht wie im 
HJ ⸗Dienſt, in der Unterkunft wie in der Freizeit. Er 
trägt an der Schule nur das Braun hemd der 
Hitlerjugend. 

Die Aufgabe des Stammführers geht ent⸗ 
ſprechend weit. Er iſt dem Schulleiter verantwortlich nicht 
etwa nur für die ordentliche techniſche Durchführung des 
HJ ⸗Dienſts, ſondern für den Geiſt der Jungmänner 
ſchlechthin. Er hat eine Führeraufgabe im ſchönſten Sinn. 
7. Selbſtführung und Selbſtverantwortung 

„Jugend ſoll durch Jugend 
werden!“ 

Ich weiß, daß die Durchführbarkeit dieſes Grundſatzes 
von vielen bezweifelt wird. Warum ſollte ſich nicht auch in 
unſerm beſonderen Fall einmal ein Widerſpruch regen? 

Eins ſteht gewiß feſt: Der Grundſatz iſt nicht falſch, 
weil die Durchführung hier und dort wegen der Unzuläng⸗ 
lichkeit der Mittel — und Menſchen ſcheitert. 

Wir ſtellten die Verwirklichung dieſer For⸗ 
derung der HJ bewußt von Anfang an in den Vorder: 
grund. Der Erfolg hat uns recht gegeben. Nur ſo wurde 
der Geiſt geboren, der HJ⸗Geiſt, der wirkliche Kerle erzieht. 
Dieſer Geiſt bleibt. Der Jungmann legt ihn nicht nach dem 
Lehrgangsende ab, wenn er auch vielleicht die HJ-⸗Uniform 
wieder auszieht. 

Der Junge, der einmal für eine Aufgabe gewonnen iſt, 
fühlt ſich für ihr Gelingen mit verantwortlich. Er geht 
reſtlos mit. Er wartet nicht ab, was wir mit ihm 
machen. Er faßt mit an, weil er unſere Aufgabe auch mit 
als die feine anſieht. Er arbeitet mit, auch ohne immer 
wieder im einzelnen dazu angehalten zu werden. Er iſt ſtolz 
auf das Erreichte. Er würde anderſeits ein Scheitern auch 
als perſönlichen Fehlſchlag empfinden. 

Denkt euch den Jungmann an ſeinem zukünftigen 
Arbeitsplatz in der Reichsfinanzverwaltung! Setzt unſere 
gemeinſame große Arbeitsaufgabe an die Stelle der be: 
ſonderen im HJ⸗Stamm an der Reichsfinanzſchule! Gibt 
es einen beſſeren Geiſt für einen jungen 
nationalſozialiſtiſchen Beamten als dieſen 
aus der Hitlerjugend kommenden Geiſt der 
Selbſtverantwortung? N 

Es bleibt ſo als einzige Frage die der praktiſchen 
Durchführbarkeit des Grundſatzes der Selbſtführung 
und Selbſtverantwortung an unſeren Jungmännerſchulen. 


geführt 


Ich glaube ſagen zu können, daß wir den Beweis dafür 
in den letzten Jahren erbracht haben. 

Ein Lehrer ſteht an den größten Reichsfinanzſchulen 
im Unterricht vor achtzig bis hundert Jung⸗ 
männern. Er kommt zum Ziel. Das ſpricht für 
ihn, gewiß. Es ſpricht aber auch für das Selbſtverant⸗ 
wortungsgefühl der Jungmänner. 

Vierhundertfünfzig Jungmänner ſind 
im Internat untergebracht. Außerhalb der Dienſt⸗ 
und Unterrichtszeit und nachts iſt nur der „Lehrer vom 
Dienſt“ im Haus. Er braucht kaum in Erſcheinung zu 
treten. Die „Wache der Jungmänner ſteht ihm zur Seite. 
Die Gefolgſchaftsführer, hier als „Unterkunftsälteſte“, und 
„Stubenälteſte“ ſorgen für die Einhaltung der Hausordnung 
in der Unterkunft und auf den Stuben. Der Spind iſt 
tadellos ſauber, die Betten ſind peinlich gebaut, der Stuben⸗ 
älteſte meldet militäriſch die Stube. 

Der Stamm marſchiert nachmittags unter Führung 
feiner Gefolgſchaftsführer und Scharführer aus zum 
Dienſt, ins Gelände, auf den Schießſtand, zum Sport⸗ 
platz. Die Jungmänner führen Heimaben de durch. Sie 
zeigen auf Kameradſchaftsabenden dem Leiter 
und den Lehrern und mit beſonderer Freude ſtets „ihrem“ 
Staatsſekretär, daß ſie in jeder Beziehung ganze Kerle ſind. 
Sie geſtalten große Feiern in einer Art, die tiefen Eindruck 
bei allen Gäſten hinterläßt. 

Eine Schar jeweils packt am Sonnabend die Torniſter, 
faßt Zeltbahnen und Kochgeſchirr. Sie zieht aus auf Fahrt 
oder ins Lager. 

An großen Tagen ſteht der Stamm Reichsfinanzſchule, 
wieder auf ſich ſelbſt geſtellt, in München oder in einer 
anderen Stadt im Brennpunkt feierlicher Ereigniſſe, ſtramm, 
ſauber und gerade. Er macht Eindruck auf dem Transport 
und am Bahnhof. Seine Haltung erregt Aufſehen in der 
Stadt. Die Jungmänner wiſſen das. Sie wollen das. 

5 3 55 iſt das Weſentliche: Die Jungmänner wollen 
das! 

Der Schulleiter, die Lehrer und beſonders ihr Stamm⸗ 
führer wachen über ihnen. Aber ſie könnten das alles nicht 
befehlen. Niemand könnte es befehlen. Es wächſt nur aus 
der Selbſtführung und Selbſtverantwortung der Jung⸗ 
männer. Un ſere Aufgabe iſt es, dieſes Gefühl der Selbſt⸗ 
verantwortung immer und immer wieder zu ſtärken, wenn 
es zu erlahmen droht. Darin liegt der Schlüſſel zum Ge⸗ 
heimnis des bisherigen Erfolgs. 


$. Schule und Hitlerjugend 


Echte und vorbildliche Hitlerjugend ſoll an der Reichs⸗ 
finanzſchule ſtehen. Sie muß auf den beſonderen Zweck der 
Reichsfinanzſchule ausgerichtet ſein. 

In dieſer doppelten Aufgabenſtellung liegt die Eigenart 
des „Stamms Reichsfinanzſchule“, von der HN aus geſehen. 

Die Erkenntnis, daß Hitlerjugend und Schule 
ſich nicht als Gegner gegenüberſtehen, iſt heute Gemeingut 
innerhalb und außerhalb der HJ. Wir müſſen darüber 
hinaus eine glückliche Vereinigung von HJ und 
Schule finden. . 5 

Die Reichs finanzſchule iſt eine Fach⸗ 
ſchule. Die Jungmänner befinden ſich nicht mehr in der 
allgemeinen Grundausbildung. Sie haben ſchon den erſten 
Schritt in die Berufsausbildung getan. Der Lehrplan, der 
an ſich ſchon auf eine faſt zu kurze Zeit zuſammengedrängt 
iſt, muß entſprechend ſtrenger eingehalten werden. Er bietet 
kaum Ausweichmöglichkeiten der H gegenüber. Die 
Organiſation und der Dienſtplan der HJ 
haben darauf Rückſicht zu nehmen. 

Die Reichs finanzſchulen find nicht alle 
reine Jungmännerſchulen. Andere Lehrgänge 
laufen oft an der gleichen Schule zur gleichen Zeit. Nur die 
Unterkunft in der Schule bleibt meiſt den Jungmännern 
ollein vorbehalten. Die HJmuß ſich in das Ganze 
entſprechend einordnen. 

Die Verwirklichung des Grundſatzes der Selbſtführung 
und Selbſtverantwortung führte uns zunächſt zu einer ge⸗ 
wiſſen äußeren Trennung von Lehrgang und HJ⸗-Stamm. 
Der Schulleiter ſteht über beiden. Er iſt verant⸗ 
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wortlich für das Ganze. Der Stammführer iſt ihm 
unterſtellt. Er iſt der Mittler zwiſchen HJ und 
Schule. Die Lehrer haben zunächſt unmitte [bar mit 
der Organiſation und der Dienſtgeſtaltung im HJ⸗Stamm 
nichts zu tun. 

Dieſe natürlich gewachſene äußere Scheidung bildete die 
beſte Ausgangsſtellung, von der aus mit Ruhe 
und Überlegung Schritt für Schritt die Brücken geſchlagen 
werden konnten von der HJ zur Schule und um⸗ 
gekehrt. Der „Lehrer vom Dienſt“, der durch die Über⸗ 
wachung der Ordnung im Haus und in der Unterkunft die 
Erziehungsarbeit der HJ ergänzt, iſt ein Beiſpiel dafür. Die 
Gefahr einer planloſen Vermiſchung, die nie zum Ziel hätte 
führen können, war damit vermieden. 

Volles Vertrauen des Schulleiters zum Stammführer 
und volles Verſtändnis für deſſen beſondere HJ-Aufgabe 
ſind die Vorbedingungen für das Gelingen dieſes heikelſten 
Teils der Aufbauarbeit. Dieſe Vorbedingungen waren an 
der Reichsfinanzſchule Herrſching in idealer Weiſe gegeben. 
Nur ſo konnte hier ein Anfang geſchaffen werden, der 
richtungweiſend wurde für ſpätere Arbeit an weiteren 
Jungmännerſchulen der Reichsfinanzverwaltung. 


9. Einfache Mittel, einfacher Stil 

Unſere Reichsfinanzſchulen ſind ſchlicht und eine 
fach. Die meilten find nicht nen. Ihre bauliche Aus⸗ 
geſtaltung iſt noch nicht vollendet. 

Wir konnten unſeren Jungmännern bisher nicht viel an 
Außerlichkeiten bieten. Es fehlt ſo mancher Anreiz, der 
anderswo das Jungenherz lockt. 

Dieſer Zuſtand iſt nicht endgültig. Unſere Schulen 
werden mit ihrer Fertigſtellung auch in ihrer äußeren Ge⸗ 
ſtaltung vorbildlich ſein. 

Es war gut ſo, daß wir in ſpartaniſcher Ein⸗ 
fachheit anfangen mußten. So wuchs ein natürlicher, 
gerader und ungekünſtelter Stil. Wir konnten nicht an 
Oberflächlichem und Außerlichem hängen bleiben. Der 
Menſch, der Jungmann allein, ſtand für uns im 
Mittelpunkt. Wir mußten ihn vom erſten Tag an 
innerlich gewinnen. 

Dieſer ſchlichte und einfache Stil wird unſer Stolz 
bleiben, 


10, Mitarbeit der ganzen Verwaltung 


Es iſt mit der Arbeit an den Reichsfinanzſchulen nicht 
getan. Sie iſt nur das Herzſtück in der Heranbildung dieſes 
neuen Typs eines jungen, nationalſozialiſtiſchen Beamten. 

„ die Mitarbeit der ganzen Verwaltung 
iſt Vorausſetzung für das Gelingen. Eine 
Kritik am Ergebnis der Erziehungsarbeit, die im Einzelfall 


in der Praxis laut wird, vergißt das zuweilen. 
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Es iſt erforderlich, daß vorher die gute Aus ⸗ 
wahl ſteht. Sie iſt Aufgabe der Oberfinanzpräſidenten. 
Sie wird fortgeſetzt an den Amtern, denen die Jungmänner 
vor ihrer Reichsfinanzſchulzeit zugeteilt werden. Es bedarf 
nicht vieler Worte darüber, wie entf cheidend ſchon 
dieſe Auswahlarbeit iſt. 

Es iſt aber auch erforderlich, daß na chhereine ver⸗ 
ſtändnisvolle 
führung des jungen, 
Praxis einſetzt. 

Es iſt wünſchenswert, daß der angehende junge Beamte 
zunächſt mit den beſten älteren Kameraden des Amts zu⸗ 
ſammenarbeitet. Nur ſo vermeiden wir die Gefahr, daß er 
ſchlechte Beamteneigenſchaften ſieht und annimmt. Er iſt in 
jeiner Haltung nicht immer ſchon ſo gefeſtigt, daß er gegen 
ſolche Anſteckungen gefeit wäre. 

Ich kenne die perſönlichen Sorgen unſerer ehemaligen 


. 1 


noch nicht fertigen Beamten in der 


Jungmänner aus ihren Briefen. Einige haben eine gewiſſe 


Kriſe durchzumachen, nachdem der Schritt von der Schule 
in die Praxis getan iſt. Sie hat ihren Grund in dem 
Gefühl, daß nicht alles draußen im gewählten Beruf ſchon 
ſo ſchön und gut iſt, wie es ihrem Idealbild entſpricht. 

Wir bemühen uns an 
männer zu Männern zu erziehen, die bei allem idealiſtiſchen 
Schwung doch mit beiden Füßen auf der Erde bleiben. Wir 
können ihnen aber eine gewiſſe Ernüchterung nicht immer 
erſparen. 


Es bleibt die Aufgabe eines verſtändnis⸗ 
Ausbildungs⸗ 


vollen Vorſtehers oder 
leiters, den friſchen HJ⸗Geiſt, den der ehemalige 


Jungmann von der Reichsfinanzſchule mitbringt, zu er⸗ 
in den unbändigen 
alles für die Zukunft noch beſſer 


halten. Er muß ſich umſetzen 
Willen, mitzuarbeiten, 
und ſchöner zu geſtalten. 


Es iſt ſchade um jeden jungen Kameraden, der in dieſer 


für ihn nicht immer leichten Eingewöhnungszeit nicht ge⸗ 
nügend Verſtändnis findet. Er gibt das Rennen ſchließlich 
auf. Er verkümmert. Er wird der mit ſich ſelbſt unzu⸗ 
friedene Bürokrat, der er gerade nicht werden ſoll. Andere 
bekommen Abſprunggedanken. Sie ſind meiſt die wert⸗ 
volleren Kräfte. Wir müſſen ſie halten. 


Abſprung erſchweren oder unmöglich machen. 1 
junge Beamte, die mit dem Herzen bei uns bleiben! 
Wir erreichen das nur, wenn wir jederzeit für ſie und ihre 
perſönlichen Sorgen Verſtändnis haben. 
Jeder Jungmann, der aus der K 
ſchaft der Hitler jugend an der 9 
finanzſchule kommt, mußdraußendie gr 
Kameradſchaft der Verwaltung ſpüren. 


amerad⸗ 
Reichs⸗ 
o 8e 
Nur 


dann werden wir ihn ganz und nachhaltig gewinnen. 
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C. Laufende Kinderbeihilfen 
4. Keine Wartezeit für Empfänger bon Familienunterhalt, 

5. Sonderregelung für Rückwanderer und Flüchtlinge, 
D. Ausbildungsbeihilfen 
„Tod eines Kindes im Krieg oder bei beſonderem Einſatz, 


13. 


E. Förderung der Landbevölkerung 


bei Rückwanderern, 


18. Erlaß der Einrichtungsdarlehensſchuld Gefallener. 


Jandbevölkerung durch Einrichtungsdarlehen und Ein⸗ 


richtungszuſchüſſe hat durch den Krieg eine Unter⸗ 


Aufnahme und Weiter⸗ 


den Reichfinanzſchulen, die Jung⸗ 


Es iſt nicht 
damit getan, daß Verordnungen und Paragraphen einen 
Wir brauchen 


1 


7 


\ 


1 
. 
4 
f 
Keine Tätigkeit in der Land» oder Forſtwirtſchaft im 1 


brechung nicht erfahren. Ein Krieg bringt unaus⸗ 


Die Gewährung von Eheſtandsdarlehen, Kinderbei⸗ a 
bleiblich den Verluſt wertvollſten Blutes mit 


hilfen und Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der 


Pr 
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ſich. Viele junge Männer geben ihr Leben für Volk und 
Vaterland. Der Tod dieſer jungen Soldaten bedeutet in 
den meiſten Fällen auch den Ausfall von Kindern, 
die der Ehe dieſer Volksgenoſſen entſprungen wären. Dieſe 
Verluſte und Ausfälle müſſen in möglichſt weitgehendem 
Umfang ausgeglichen werden. Der Förderung der Familie 
und des Kinderreichtums kommt deshalb gerade während 
eines Krieges erhöhte Bedeutung zu. Eine Einſtellung 
der Gewährung von Eheſtandsdarlehen, laufenden Kinder⸗ 
beihilfen uſw. während der Dauer des Krieges iſt niemals 
erwogen worden und kommt auch künftig nicht in Betracht. 


2. Erleichterungen für Kriegsteilnehmer und Rückwanderer 


Die Vorausſetzungen für die Gewährung von 
Eheſtandsdarlehen, Kinderbeihilfen uſw. ſind unter dem 
Einfluß des Krieges nicht geändert worden. Ein Bedürf⸗ 
nis dafür hat ſich nicht ergeben. Es ſind jedoch verſchiedene 
Erleichterungen und Vergünſtigungen für 
Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene 
angeordnet worden. 

In den Kreis der mit Rückſicht auf den Krieg be⸗ 
günſtigten Volksgenoſſen ſind auch die volksdeutſchen 
Rückwanderer einbezogen worden, ſoweit es erforder— 
lich erſchienen iſt. Die Deutſchen Rückwanderer aus den 
baltiſchen Staaten, aus Südtirol oder aus Galizien, 
Wolhynien uſw. haben infolge des Krieges eine völlige 
Umgeſtaltung ihrer Lebensverhältniſſe erfahren. Die be- 
ſtehenden Vorſchriften konnten auf fie in vielen Fällen nicht 
unmittelbar angewendet werden. Die Anpaſſung der 
Vorſchriften auf die beſonderen Verhältniſſe der Rück⸗ 
wanderer hat es ermöglicht, auch dieſen Volksgenoſſen Ehe⸗ 
ſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen im Rahmen der 
beſtehenden Geſetze zu gewähren. Es iſt jedoch zu 
beachten, daß Deutſche Rückwanderer ebenſo wie alle anderen 
Deutſchen Volksgenoſſen Eheſtandsdarlehen, Kinderbeihilfen 
ufiv. nur erhalten können, wenn fie ihren Wohnſitz in 
einem Teil des Reichsgebiets haben, in dem die Vorſchriften 
über die Gewährung von Eheſtandsdarlehen, Kinderbei⸗ 
hilfen uſw. eingeführt ſind. Die Einführung dieſer Vor⸗ 
ſchriften in den neuerworbenen Oſtgebieten iſt in ab⸗ 
ſehbarer Zeit zu erwarten. 

Die folgenden Ausführungen enthalten eine Zuſam⸗ 
menſtellung aller durch den Krieg bedingten Anordnungen, 
Erleichterungen, Vergünſtigungen und ſonſtigen Maß— 
nahmen auf den Gebieten der Eheſtandsdarlehen, der Kin⸗ 
derbeihilfen und der Förderung der Landbevölkerung. 


A. Eheſtandsdarlehen 


3. Deutſche Staatsangehörigkeit 


Eheſtandsdarlehen werden nur Deut ſchen 
Staatsangehörigen gewährt. Hinweis auf die 
Ausführungen in Band 30 der Bücherei des Steuerrechts 
„Eheſtandsdarlehen“ S. 46 bis 48. Den volksdeutſchen 
Rückwanderern wird in der Regel die Deutſche Staats- 
angehörigkeit verliehen, ſobald ſie aus dem fremden Staats⸗ 
verband entlaſſen und im Deutſchen Reich erfaßt ſind. Be⸗ 
ſtehen Zweifel, ob ein Deutſcher Rückwanderer 
bereits die Deutſche Staatsangehörigkeit erworben hat, ſo 
kann das Eheſtandsdarlehen gewährt werden, wenn die 
untere Verwaltungsbehörde beſtätigt, daß der Rückwanderer 
die Deutſche Staatsangehörigkeit vorausſichtlich dem⸗ 
nächſt erwerben wird. 

Eine künftige Ehefrau, die volksdeutſcher Rück⸗ 
wanderer iſt und die Ehe mit einem Mann eingehen will, 
deſſen Deutſche Staatsangehörigkeit feſtſteht, braucht die 
Deutſche Staatsangehörigkeit nicht nachzuweiſen. Das 
Eheſtandsdarlehen kann auch dann gewährt werden, wenn 
dieſe Ehefrau die Deutſche Staatsangehörigkeit erſt durch 
die Eheſchließung erwirbt. 


4. Nachweis der Abſtammung 


Die Ehegatten haben grundſätzlich durch Urkunden 
nachzuwejſen, daß fie aus Deutſchem oder artver⸗ 


wandtem Blut abſtammen. Ich weiſe auf meine Aus⸗ 
führungen in Band 30 der Bücherei des Steuerrechts 
„Eheſtandsdarlehen“ auf den Seiten 48 bis 53 hin. Der 
Nachweis gilt als erbracht, wenn eine der im § 1 der Ver⸗ 
ordnung über den Nachweis der deutſchblütigen Abſtam⸗ 
mung von 1. Auguſt 1940 (RGBI I S. 1063) bezeichneten 
Beſcheinigungen vorgelegt wird. 


Für die Anträge von Angehörigen der Wehr⸗ 
macht und von Volksgenoſſen, die zu beſon derem 
Einſatz einberufen ſind, iſt bereits im September 1939 
eine Erleichterung, die ſehr viel weitergeht, angeordnet wor⸗ 
den. Können die Urkunden zum Nachweis der Abſtammung 
nicht oder nur unter großen chwierig⸗ 
keiten beſchafft werden, ſo genügt eine Erklärung jedes 
Ehegatten des folgenden Wortlauts: 


„Ich verſichere hierdurch: Mir ſind trotz ſorgfältiger 
Prüfung keine Umſtände bekannt, die die Annahme, 
rechtfertigen können, daß ich nicht Deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes bin, oder daß einer meiner Eltern⸗ 
oder Großelternteile zu irgendeiner Zeit der jüdiſchen 
Religion angehört hat.“ 


Dieſe Anordnung iſt auf die Deutſchen Rück ⸗ 
wanderer entſprechend anzuwenden. Es wird den Rück⸗ 
wanderern ſehr oft nicht möglich ſein, die Urkunden für den 
Nachweis ihrer Abſtammung zu beſchaffen. 


5. Eheeignungszeugnis 


Ein Eheſtandsdarlehen darf nur gewährt werden, wenn 
der Amtsarzt auf Grund einer eingehenden Unterſuchung 
für jeden Ehegatten eine Beſcheinigung darüber ausgeſtellt 
hat, daß ärztlicherſeits keine Bedenken be⸗ 
ſtehen, die die Verheiratung des Unterſuchten nicht als im 
Intereſſe der Volksgemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen 
(Eheeignungszeugnis). Hinweis auf Band 30 
der Bücherei des Steuerrechts Seiten 59 bis 66. 


Die Geſundheit der künftigen Ehegatten iſt eine 
der wichtigſten Voransſetzungen für die Ge⸗ 
währung eines Eheſtandsdarlehens. Es iſt zu keiner Zeit 
an die Beſeitigung dieſer Vorausſetzung gedacht worden. 
Die Durchführung der Unterſuchung in der Art, wie ſie im 
Frieden üblich war, würde jedoch bei den Angehörigen der 
Wehrmacht und den zum Wehrdienſt eingezogenen Volks⸗ 
genoſſen in vielen Fällen eine ſehr große Verzöge⸗ 
rung bis zur Bewilligung des Eheſtandsdarlehens be» 
deuten. Das Eheeignungszeugnis darf deshalb für An⸗ 
gehörige der Wehrmacht und für Volksgenoſſen, die 
zum Wehrdienſt oder zubeſonderem Ein ſatz ein⸗ 
berufen ſind, auch ohne ärztliche Unterſuchung 
ausgeſtellt werden. Vorausſetzung iſt jedoch, daß dem Ge⸗ 
ſundheitsamt keine Tatſachen bekannt find, die zur 
Verſagung des Eheeignungszeugniſſes führen müßten. 
78 künftigen Ehefrauen kann entſprechend verfahren 
werden. 


6. Arbeitstätigkeit der Ehefrau 


Vorausſetzung für die Gewährung eines Cheftands- 
darlehens iſt, daß die künftige Ehefrau in den letzten zwei 
Jahren vor der Eheſchließung mindeſtens neun 
Monate im Inland in einem Arbeitsverhältnis 
geſtanden hat. Künftige Ehefrauen, die als 
Rückwanderer in das Deutſche Reich heimgekehrt ſind, 
werden dieſe Vorausſetzung regelmäßig nicht erfüllen. 
Das Eheſtandsdarlehen kann trotzdem gewährt werden. Die 
Rückwanderer haben außerhalb der Reichsgrenzen ihr 
Deutſchtum unter ſchwierigſten Verhältniſſen gewahrt und 
kehren jetzt in das Großdeutſche Reich heim. Dieſe Heimkehr 
iſt oft mit großen perſönlichen Opfern verbunden. Es würde 
eine Härte bedeuten, das Eheſtandsdarlehen heimgekehrten 
Frauen nur deshalb zu verſagen, weil ſie im Inland nicht 
in einem Arbeitsverhältnis geſtanden haben. 

Der Nachweis einer Arbeitstätigkeit in der bis⸗ 
herigen Heimat der künftigen Ehefrau braucht eben- 
falls nicht erbracht zu werden. 
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7. Der Antrag 


Angehörige der Wehrmacht hatten vor dem 
Krieg den Antrag auf Gewährung eines Eheſtandsdarlehens 
bei dem Truppenteil des künftigen Ehemanns zu 
ſtellen. Dieſe Regelung gilt künftig nur noch für die 
Wehrmachtangeh örigen des Friedens⸗ 
ſtandes, z. B. für Berufsſoldaten und planmäßig an⸗ 
geſtellte Wehrmachtbeamte. 


Alle anderen Angehörigen der Wehrmacht, ins⸗ 
beſondere die vielen Volksgenoſſen, die während des 
Krieges zum Wehrdienſt eingezogen werden, haben den 
Antrag bei der Gemeindebehörde des letzten Wohn⸗ 
ſitzes oder ſtändigen Aufenthaltsortes des 
künftigen Ehemanns zu ſtellen. Die Dienſtſtellen der Wehr⸗ 
ch werden dadurch von einer erheblichen Arbeitslaſt 
befreit. 


* 


Der Antrag iſt grundſätzlich von beiden künftigen 
Ehegatten zu ſtellen und eigenhändig zu unter⸗ 
ſchreiben. Bei Soldaten und bei den zu beſonderem 
Einſatz einberufenen Volksgenoſſen iſt es oft ſchwierig, die 
Unterſchrift des künftigen Ehemanns einzuholen. Der An⸗ 
trag müßte ins Feld geſandt oder es müßte der Urlaub des 
künftigen Ehemanns abgewartet werden. Dadurch würden 
erhebliche Verzögerungen entſtehen, die in vielen Fällen 
unerwünſcht ſein würden. Der Reichsminiſter der Finanzen 
hat deshalb zugelaſſen, daß die künftige Ehefrau 
den Antrag während des Krieges allein ſtellt, wenn die 
Unterſchrift des Ehemanns nur unter e rheblichen 


Schwierigkeiten eingeholt werden kann. 


Eine erhebliche Schwierigkeit in dieſem Sinn iſt in der 
Regel anzunehmen, wenn der künftige Ehemann nur über 
eine Feldpoſtnummer erreicht werden kann. Hat der 
künftige Ehemann eine MPaſchriftk uk Orks 
angabe, ſo werden der Einholung ſeiner Unterſchrift im 
e erhebliche Schwierigkeiten nicht entgegen⸗ 

ehen. 


Hat die künftige Ehefrau den Antrag allein geſtellt, ſo 
iſt das ſchriftliche Einverſtändnis des künftigen 
Ehemanns möglichſt bald beizubringen. Das ſchriftliche 
Einverſtändnis des Ehemanns iſt erforderlich, weil beide 
Ehegatten für die Rückzahlung des Darlehens als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften. 


Mit dem Einverſtändnis zur Stellung des Antrags 
durch die Ehefrau ſoll regelmäßig die Vo lUmacht der 
Ehefrau zur Empfangnahme der Bedarfs- 
deckungsſcheine verbunden werden. 


8. Hingabe des Eheſtandsdarlehens an die Ehefrau 


Die Bedarfsdeckungsſcheine des Eheſtandsdarlehens 
werden grundſätzlich an den Ehemann nach der Ehe⸗ 
ſchließung ausgehändigt. Der Ehemann kann ſeine Ehe⸗ 
frau zur Entgegennahme der Bedarfsdeckungsſcheine be⸗ 
vollmächtigen. Die Einholung der Vollmacht iſt, ebenſo wie 
die Einholung der Unterſchrift für den Antrag, bei Soldaten 
während des Krieges oft mit erheblichen Schwierigkeiten 
verknüpft. Das Finanzamt kann deshalb von der Vor⸗ 
ſegung einer ſchriftlichen Vollmacht auf die Ehefrau ab. 
ſehen und die Bedarfsdeckungsſcheine der Ehefrau aus⸗ 
bändigen, wenn der Ehemann den Antrag unter ⸗ 
ſchrieben hat. Es wird unterſtellt, daß unter den be» 
ſonderen Verhältniſſen des Krieges die Unterſchrift unter 
dem Antrag zugleich die Ermächtigung für das Finanzamt 
enthält, die Bedarfsdeckungsſcheine an die Ehefrau aus- 
zuhändigen. 


Hat die Ehefrau den Antrag auf Gewährung eines 
Eheſtandsdarlehens alle in geſtellt, fo dürfen die Bedarfs⸗ 


deckungsſcheine an ſie erſt ausgehändigt werden, wenn das 
ſchriftliche Einverſtändnis des Ehemanns mit 
der Stellung des Antrags und die damit in der Regel ver⸗ 
bundene Vollmacht der Ehefrau zur Empfangnahme der 


Vedarfsdeckungsſcheine vorliegt (Hinweis auf Abſchnitt 7). 
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9. Hingabe des Eheſtandsdarlehens an Witwen Gefallener 


Durch die Eheſtandsdarlehen werden die Ehen junger 
Deutſcher Volksgenoſſen gefördert. Zur Ehe gehören Che⸗ 
mann und Ehefrau. Stirbt ein Ehegatte vor der Hingabe 
des Eheſtandsdarlehens, ſo iſt eine Förderung dieſer Ehe 
nicht mehr möglich. Es ſind deshalb die Bedarfsdeckungs⸗ 
ſcheine an verwitwete Ehegatten regelmäßig nicht aus⸗ 
gehändigt worden. 

Für die Witwen von Gefallenen ſind Aus⸗ 
nahmen von dieſer grundſätzlichen Regelung zugelaſſen 
worden. Iſt der Antrag auf Gewährung eines Eheſtands⸗ 
darlehens zu Lebzeiten des Gefallenen geſtellt worden, 
und ſind die Vorausſetzungen für die Gewährung eines 
Eheſtandsdarlehens erfüllt, ſo kann das Finanzamt der 
Witwe des Gefallenen die Bedarfsdeckungsſcheine aus⸗ 
händigen, wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen 
iſt oder erwartet wird und eine Wohnung ein⸗ 
gerichtet wird. Für den Fall, daß die Witwe den Antrag 
auf Gewährung eines Eheſtandsdarlehens erſt nach dem 
Tod des Ehemanns ftellt, hat ſich der Reichsminiſter der 
Finanzen die Entſcheidung vorbehalten. 

Das Eheſtandsdarlehen wird nicht gewährt, wenn die 
Ehe kinderlos geblieben iſt oder eine eigene Woh⸗ 
nung nicht eingerichtet wird. 

Richtet ſich die Witwe eines Gefallenen mit einem oder 
mehreren Kindern eine eigene Wohnung nicht ein, 
weil ſie beiſpielsweiſe bei ihren Eltern oder Schwieger⸗ 
eltern wohnen kann, ſo wird in der Regel ein Bedürfnis 
für die Gewährung eines Eheſtandsdarlehens nicht beſtehen. 
Als Einrichtung einer eigenen Wohnung iſt es jedoch anzu⸗ 
ſehen, wenn die Witwe ein oder zwei Leer zimmer im 
elterlichen Haus oder in der elterlichen Wohnung mit 
eigenen Möbeln ausſtattet. 


10. Tilgung des Sheftandsharlehens 

Das Cheſtandsdarlehen muß getilgt werden. Der 
Tilgungsſatz beträgt in der Regel 1 v. H. des Darlehens⸗ 
betrags. Steht die Ehefrau in einem Arbeitsverhältnis, ſo 


erhöht ſich der Tilgungsſatz auf 3 v. H. des Darlehens 
betrags. g 
Wenn Chefrauen von Volksgenoſſen, die zur Wehr⸗ 


macht oder zu beſonderem Einſatz einberufen worden 
ſind, eine Arbeitstätigkeit weiter ausüben oder wieder⸗ 
aufnehmen, beträgt der Tilgungsſatz für die Dauer der 
Einberufung nicht 3 v. H., ſondern 1 v. H. 


11. Unterbrechung der Tilgung 


Darlehensempfänger, die zur Wehrmacht oder zu be⸗ 
deren Ehefrauen 


können die Unterbrechung der Tilgung für die 


12. Erlaß der Cheſtandsdarlehensſchuld Gefallener 


Der Tod eines Ehegatten berührt den Beſtand 
der Darlehensſchuld grundſätzlich nicht. Hinweis auf die 
Ausführungen in Band 30 der Bücherei des Steuerrechts 
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S. 112. Der Reichsminiſter der Finanzen hat jedoch zu⸗ 
gelaſſen, daß die noch nicht getilgten Darlehensbeträge den 
Witwen von Gefallenen oder bei beſonderem Ein⸗ 
fat Verſtorbenen 8 131 AO gemäß auf Antrag aus Billig⸗ 
keitsgründen erlaſſen werden. Der Erlaß iſt ohne 
Prüfung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
zu gewähren, wenn aus der Ehe bereits ein Kind her⸗ 
vorgegangen iſt oder erwartet wird. Kinder, die vor 
der Eheſchließung geboren und als eheliche Kinder anerkannt 
ſind, gelten als in der Ehe geboren im Sinn dieſer An⸗ 
ordnung. 

Haben die Darlehensempfänger noch keine ge⸗ 
meinſchaftlichen Kinder, und iſt auch ein Kind 
nicht zu erwarten, ſo werden die Finanzämter der Witwe 
den Reſt des Eheſtandsdarlehens ebenfalls erlaſſen, es ſei 
denn, daß der Witwe die Tilgung des Darlehens nach ihrer 
wirtſchaftlichen Lage unbedenklich zugemutet werden 
kann. Die Frage, ob die weitere Tilgung wirtſchaftlich zu— 
mutbar iſt, ſoll nach dem Willen des Reichsminiſters der 
Finanzen großzügig geprüft werden. Kommt ein Er- 
laß der reſtlichen Darlehensſchuld ſchon mit Rückſicht auf die 
wirtſchaftliche Lage der Witwe ohne weiteres in Betracht, 
ſo ſind Ermittlungen, ob ein Kind aus der Ehe hervor— 
gegangen iſt oder erwartet wird, nicht erforderlich. 

Die obigen Ausführungen gelten für Zivilper⸗ 
ſonen, die infolge feindlicher Einwirkung, 
3. B. bei Fliegerangriffen, den Tod gefunden haben, nicht 
ohne weiteres. Die Finanzämter werden jedoch Anträge 

auf Erlaß der Darlehensſchuld von Witwen, deren Ehe⸗ 
männer wegen ihres Berufes oder wegen ihres Ein⸗ 
ſatzes im zivilen Luftſchutz die beſtehenden Schutz⸗ 
einrichtungen nicht aufſuchen konnten, wohlwollend und 
großzügig behandeln. 


B. Einmalige Kinderbeihilfen 


13. Verſtärkte Ausſchüttung der einmaligen Kinderbeihilfen 


Die Gewährung von einmaligen Kinderbei⸗ 
hilfen befand ſich ſeit Anfang 1939 in der Abwickelung. 
Bis zum 30. September 1939 war noch allen Familien, die 
vor dem 1. Jannar 1939 kinderreich geworden waren, Zeit 
gegeben, die einmaligen Kinderbeihilfen zu beantragen. 

Seit dem 1. Oktober 1939 werden Anträge auf Gewährung 
einmaliger Kinderbeihilfen mit Ausnahme der Siedlungs— 
kinderbeihilfen nicht mehr angenommen. 

Der Stand des Sondervermögens des Reichs für Ehe— 
ſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen hatte es nicht erlaubt, 
den kinderreichen Familien die Bedarfsdeckungsſcheine der 
einmaligen Kinderbeihilfen ſofort nach der Bearbeitung der 
Anträge auszuhändigen. Viele Familien mußten lange auf 
die Erledigung ihrer Anträge warten. Der Reichsminiſter 
der Finanzen war nach Beginn des Krieges bemüht, be⸗ 
ſonders im Intereſſe der an der Front ſtehenden Familien- 
väter, die Stochung in der Ausſchüttung der einmaligen 
Kinderbeihilfen zu beheben. Es ſind von Januar bis Juli 
1940 den Oberfinanzpräſidenten fünfundvierzi 

Millionen Reichsmark für einmalige Kinderbei⸗ 
hilfen zur Verfügung geſtellt worden. Es ſind jetzt nur noch 
ſehr wenige kinderreiche Familien vorhanden, deren An- 

träge noch nicht erledigt find. Sie werden die einmaligen 
Kinderbeihilfen noch im Herbſt dieſes Jahres erhalten. 
Die Mittel, die dafür erforderlich find, find den Oberfinanz⸗ 
präſidenten bereits zur Verfügung geſtellt. 


C. Laufende Kinderbeihilfen 


14. Keine Wartezeit für Empfänger von Familienunterhalt 


| Die Gewährung der laufenden Kin derbei⸗ 
hilfen für ein Rechnungsjahr (1. April bis 31. März) 
ſetzt voraus, daß das Einkommen der Eltern einſchließlich 
der Einkünfte der Kinder im abgelaufenen Kalen⸗ 
derjahr 8000 Reichsmark nicht überſtiegen hat. Die Ge⸗ 


währung der erweiterten laufenden Kinder ⸗ 
beihilfen iſt außerdem davon abhängig, daß dieſes Ein⸗ 


U 


kommen mindeſtens zu einem Drittel aus Lohn, Gehalt, 


Renten uſw. beſtanden hat. Andert ſich innerhalb eines 
Kalenderjahrs die Höhe oder die Zuſammenſetzung der Ein⸗ 
künfte, ſo wirkt ſich dieſe Anderung erſt in dem Rechnungs⸗ 
jahr aus, das in dem folgenden Kalenderjahr beginnt. 
Beiſpiel: 

Ein ſelbſtändiger Kaufmann hat im Jahr 1937 ein Ein⸗ 
kommen von 8 500 Reichsmark gehabt. Das Einkommen hat 
nur aus Einkünften aus Gewerbebetrieb beſtanden. Der 
Kaufmann hat für das Rechnungsjahr 1938 (1. April 1938 bis 
31. März 1939) laufende und erweiterte laufende Kinderbei⸗ 
hilfen nicht erhalten können. 

Im Kalenderjahr 1938 iſt das Einkommen auf 7 800 Reichs⸗ 
mark geſunken und hat zu mehr als einem Drittel aus Lohn 
beſtanden. Die laufenden und erweiterten laufenden Kinder⸗ 
beihilfen dürfen nicht ſchon im Kalenderjahr 1938, ſondern 
erſt ab 1. April 1939 bewilligt werden. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat flir Em p⸗ 
fänger von Familienunterhalt die Wartezeit 
bis zum Beginn des nächſten Rechnungsjahrs beſeitigt. 
Empfänger von Familienunterhalt können auf Antrag lau⸗ 
fende Kinderbeihilfen ab dem Monat erhalten, für den 
erstmalig Familienunterhalt gezahlt wird, wenn das 
Einkommen im laufenden Kalenderjahr vorausſicht⸗ 
lich 8000 Reichsmark nicht überſteigen wird. Ste er- 
halten daneben die erweiterten laufenden Kinderbei⸗ 
hilfen, wenn das Einkommen im laufenden Kalenderjahr 
vorausſichtlich mindeſtens zu einem Drittel aus 
Lohn, Gehalt oder Renten beſtehen wird. Die Bezüge aus 
Samilienunterhalt find in dieſem Sinn Ein⸗ 
künfte aus Lohn, Gehalt oder Renten. Es iſt zu 
beachten, daß die laufenden und erweiterten laufenden 
Kinderbeihilfen 8 20 Abſatz 2 Satz 2 der Sechſten (Sieben⸗ 
ten) KVB gemäß früheſtens ab dem Beginn des Kalen⸗ 
dervierteljſahrs, in dem der Antrag geſtellt wird, gewährt 
werden. 

Beiſpiel: 

Ein ſelbſtändiger Handwerker mit vier Kindern wird am 
10. März 1940 zur Wehrmacht eingezogen. Der Betrieb wird 
ſtillgelegt. Der Handwerker erhält ab März 1940 Familien⸗ 
unterhalt. Im April 1940 beantragt ſeine Ehefrau die Ge⸗ 
währung der erweiterten laufenden Kinderbeihilfen. Das 
Einkommen des Handwerkers wird 1940 vorausſichtlich zu 
mehr als einem Drittel aus Lohn, Gehalt oder Renten 
(Familienunterhalt) beſtehen. Die erweiterten laufenden 
Kinderbeihilfen können ab dem 1. April 1940 (Beginn des 
Kalendervierteljahrs) gewährt werden. 


Stellt ſich nach Ablauf des Kalenderjahrs 
heraus, daß die Schätzungen der Höhe und der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Einkommens den Tatſachen nicht entſpre hen, fo 
ſind bereits gezahlte Kinderbeihilfen nicht zurückzu⸗ 
zahlen. Die Anrechnung auf etwa kiinftig fällig 
werdende Kinderbeihilfen iſt nicht durchzuführen. 

Bei der Berechnung oder Schätzung des Einkommens 
iſt der Familienunterhalt mit ſeinem vollen Betrag ohne 
Abzug von Werbungskoſten anzuſetzen. Dieſe 
Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen wirkt ſich 
zugunſten der Empfänger von Familienunterhalt, in 
allen Fällen aus, in denen es fraglich iſt, ob der Familien⸗ 
unterhalt ein Drittel des geſamten Einkommens beträgt. 

Die Räumungsunterſtützungen an Rück⸗ 
geführte ſtehen dem Familienunterhalt gleich. Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen, die für die Fortführung des land⸗ 
wirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebs gezahlt werden, 
fallen nicht unter den Begriff „Familienunterhalt“. 


15. Sonderregelung für Rückwanderer und Flüchtlinge 


Volksdeutſche, die nicht die Deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen, erhalten in der Regel die lau: 
fenden und erweiterten laufenden Kinderbeihilfen erſt nach 
einem zweijährigen Aufenthalt im Deutſchen 
Reich. Rückwanderern und volksdeutſchen Flüchtlingen, die 
die Deutſche Staatsangehörigkeit nicht beſitzen oder noch 
nicht erworben haben, können nach einer Anordnung des 
Reichsminiſters der Finanzen laufende und erweiterte lau⸗ 
fende Kinderbeihilfen ohne Nachweis eines zwet⸗ 
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jährigen Aufenthalts im Inland gewährt werden, wenn fie 
ſich in einem Teil des Deutſchen Reichs befinden, in dem 
die Beſtimmungen über die Gewährung von laufenden 
Kinderbeihilfen eingeführt find, die Kreisleitung der 
NSDAP und die untere Verwaltungsbehörde gegen die 
Gewährung der Kinderbeihilfen keine Bedenken erheben 
und im übrigen die Vorausſetzungen erfüllt ſind. 


Die Feſtſtellung des Einkommens der 
Rückwanderer und der volksdeutſchen Flüchtlinge an ihren 
bisherigen Wohnſitz iſt meiſtens nicht möglich. Laufende 
und erweiterte laufende Kinderbeihilfen können deshalb 
Rückwanderern und volksdeutſchen Flüchtlingen ohne 
Rückſicht auf das Einkommen an ihrem bisherigen Wohnſitz 
gewährt werden, wenn das vorausſichtliche Einkommen des 
laufenden Kalenderjahrs feiner Höhe und feiner Zus 
ſammenſetzung nach die Gewährung von laufenden und er⸗ 
weiterten laufenden Kinderbeihilfen zuläßt. Dieſe Regelung 
gilt bei jedem Rückwanderer und volksdeutſchen Flüchtling 
nur ſolange, wielange die Anwendung der Beſtimmungen 
der Sechſten (Siebenten) NFBDDB für die Ermittlung des 
Einkommens nicht möglich iſt. 


D. Ausbildungsbeihilfen 


16. Tod eines Kindes im Krieg oder bei beſonderem Einſatz 


Ausbildungsbeihilfen werden kinderreichen 
Familien gewährt. Eine Familie gilt als kinderreich, wenn 
mindeſtens vier Kinder aus der Ehe hervor⸗ 
gegangen ſind und zur Zeit der Antragſtellung leben. Iſt 
ein Kind vor der Antragſtellung geſtorben, und gehören 
dann nur drei lebende Kinder zu der Familie, ſo können 
Ausbildungsbeihilfen nicht gewährt werden. Die Aus⸗ 
nahmen für alleinſtehende Frauen, Vollwaiſen uſw. bleiben 
dabei außer Betracht. Slirbt das Kind erſt nach der An⸗ 
tragſtellung, fo daß nunmehr nur drei lebende Kinder 
vorhanden find, jo kann dem Antrag, der vor dem Tod des 
Kindes für ein anderes Kind geſtellt worden iſt, ent⸗ 
ſprochen werden. Dieſes Kind erhält die Ausbildungs⸗ 
beihilfe bis zur Beendigung der Ausbildung 
weiter. Kinder, für die Ausbildungsbeihilfen vor dem 
Tod des Geſchwiſterteils noch nicht beantragt worden ſind, 
können dagegen die Ausbildungsbeihilfe nicht erhalten. 


Nach dieſen Grundſätzen könnten Eltern mit vier 
Kindern, von denen eines im Krieg gefallen oder 
bei beſonderem Einſatz geſtorben iſt, Ausbildungsbeihilfen 
für die anderen Kinder nur erhalten, wenn der Antrag vor 
dem Tod des gefallenen oder bei beſonderem Einſatz ge⸗ 
ſtorbenen Kindes geſtellt worden iſt. Es gibt Fälle, in denen 
eine Familie zur Zeit der Antragſtellung nicht kinder- 
reich iſt, weil ein Kind gefallen oder an den Folgen 
einer Verwundung oder eines Unfalls, den es 


während des beſonderen Einſatzes erlitten hat, geſtorben 
iſt. In dieſen Fällen kann ausnahmsweiſe eine Aus⸗ 
bildungsbeihilfe gewährt werden. Die Anträge ſind dem 
Reichsminiſter der Finanzen nach ordnungsmäßiger Be⸗ 
arbeitung zur Entſcheidung vorzulegen. 


E. Förderung der Landbevölkerung 


17. Keine Tätigkeit in der Land: oder Forſtwirtſchaft im 
Inland bei Nückwanderern 


Die Förderung der Angehörigen der Landbevölkerung 
durch Eheſtandsdarlehen, Einrichtungsdarlehen und Ein⸗ 
richtungszuſchüſſe ſetzt unter anderem eine fünfjährige 
ununterbrochene Tätigkeit in der Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft oder als ländlicher 
Handwerker voraus. Dieſe Tätigkeit muß grundſätzlich 
im Inland ausgeübt worden ſein. Ich weiſe auf meine 
Ausführungen in Band 27 der Bücherei des Steuerrechts 
„Förderung der Landbevölkerung“ Seiten 67 bis 69 hin. 

Die ſtrikte Durchführung dieſes Grundſatzes bei 
Rückwanderern würde dazu führen, daß die Rück⸗ 
wanderer früheſtens fünf Jahre nach der Heim⸗ 
kehr in das Reich in den Genuß der Förderung kommen 
könnten. Einer Anordnung des Reichsminiſters der Finan⸗ 
zen gemäß brauchen die Rückwanderer nicht nachzuweiſen, 
daß fie fünf Jahre im Inland in der Land- oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländlicher Handwerker tätig geweſen ſind. 
Kann ein Rückwanderer glaubhaft machen, daß er an ſeinem 
bisherigen Wohnſitz in der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländlicher Handwerker tätig geweſen iſt, ſo 
iſt die Zeit dieſer Tätigkeit auf den Fünfjahreszeitraum 
anzurechnen. 

Eine Unterbrechung der Tätigkeit in der 
Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als ländlicher Handwerker, 
die durch die Umſiedlung bedingt iſt, z. B. der Auf⸗ 
enthalt in einem Auffanglager im Deutſchen Reich, bleibt 
außer Betracht. Die Zeit der Unterbrechung wird in den 
Fünfjahreszeitraum einbezogen. 


18. Erlaß der Einrichtungsdarlehensſchuld Gefallener 


Für Anträge auf Erlaß der Einrichtungs⸗ 
darlehensſchuld von Witwen, deren Ehemänner ge⸗ 
fallen find, bei beſonderem Einſatz den Tod 
gefunden haben oder als Zivilperſonen infolge 
feindlicher Einwirkung getötet worden ſind, gelten die 
Ausführungen im Abſchnitt 12 entſprechend. Der Er⸗ 
laß der Schuld iſt nicht von der Vorausſetzung abhängig zu 
machen, daß die Witwe weiterhin in der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft oder als ländlicher Handwerker tätig bleibt, 
wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen iſt oder er— 
wartet wird. 


Steuerliche Behandlung der Kassenärzte während des Krieges 


Von Obersteuerinspektor Priefze/, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 
2. Honorarverteilung der KVD während des Krieges, 
„Steuerliche Behandlung der in der Heimat tätigen Kaſſenärzte, 
a) Einkommenſteuer, 
b) Umſatzſteuer, 
4. Steuerliche Behandlung der zum Wehrdienſt einberufenen 
Kaſſenärzte, 
a) Einkommenſteuer, 
b) Umſatzſteuer, 


= 


1. Einführung 

Die ärztlichen Honorare in der Kaſſenpraxis 
werden von der „Kaſſenärztlichen Vereinigung Deutſchlands“, 
im folgenden kurz als „Kd“ bezeichnet, eingezogen. Dieſe 
verteilt die verfügbaren Beträge auf die Kaſſenärzte nach 


5. Notdienſtpflicht der Arzte (Aſſiſtenzärzte und Hilfskaſſenärzte), 
6. S Behandlung der notdienſtverpflichteten Aſſiſtenz⸗ 
ärzte, 
7. Einkünfte der Hilfskaſſenärzte, 
8. Steuerliche Behandlung der Hilfskaſſenärzte, 
a) Einkommenſteuer, 
b) Umſatzſteuer. 


beſtimmten Grundſätzen und Maßſtäben. Sie hat über die 
Honorarverteilung während des Krieges 
die Anordnungen vom 20. September 1939 und vom 2. April 


1940 erlaſſen. 


- 


— 
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Die AVD iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 
Ihr obliegt die Durchführung der kaſſenärztlichen Verſor⸗ 
gung. Es ſind ihr auch wichtige Aufgaben bei dem Not⸗ 
dienſteinſatz der Arzte übertragen worden. 


Es ergeben ſich aus der Honorarverteilung der KVD 
während des Krieges und aus dem Notdienſteinſatz der Arzte 
einige ſteuerliche Fragen bei der Einkommen⸗ 
ſteuer und bei der Umſatzſteuer. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat ſie in zwei Runderlaſſen an die Ober⸗ 
finanzpräſidenten geregelt. Wegen der Einkommen⸗ 
ſteuer Hinweis auf RStBl 1940 S. 761. Der Um ſatz⸗ 
ſteuer⸗Runderlaß iſt im Deutſchen Arzteblatt 1940 S. 233 
abgedruckt worden. Die Fragen werden in den folgenden 
Ausführungen behandelt. 


2. Honorarverteilung der KV'ꝰ während des Krieges 


Die Anordnung der ABD vom 20. September 1939 war 
ab 1. Oktober 1939 bis 31. März 1940 in Kraft. Ab 1. April 
1940 gilt die Anordnung der KVꝰd vom 2. April 1940. Die 
Anordnungen weiſen auch den zum Wehrd ienſt ein⸗ 
berufenen Kaſſenärzten beſtimmte Beträge aus dem Auf⸗ 
kommen an kaſſenärztlichen Honoraren zu. Es ſoll dem zum 
Wehrdienſt einberufenen Kaſſenarzt fein fr üheres Ein⸗ 
kommen möglichſt erhalten bleiben. Es ſoll anderſeits 
vermieden werden, daß Arzte in der Heimat infolge der Ein⸗ 
berufung vieler Arzte zum Wehrdienſt zu ſätliche Ein- 
nahmen erzielen. 1 


Die Anordnung der KV Dvom 20. Septem⸗ 
ber 1939 hat die zum Wehrdienſt einberufenen Kaſſen⸗ 
ärzte wie die in der Heimat tätigen Kaſſenärzte an dem Auf⸗ 
kommen an kaſſenärztlichen Honoraren beteiligt. Sie hat den 
Anſpruch der zum Wehrdienſt einberufenen Kaſſenärzte auf 
Familienunterhalt (Unterhaltsleiſtungen und Beihilfen auf 
Grund des Familienunterhaltgeſetzes) außer Betracht ge⸗ 
laſſen. Es fehlte bei der Höhe der Honoraranteile in der 
Regel an den Vorausſetzungen für die Gewährung des 
Familienunterhalts. 


Die Honorarverteilung ging von dem letzten ſteuerlichen 
Gewinn aus der ärztlichen Tätigkeit vor dem Krieg aus 
(Ausgangsbetrag). Sie rechnete darauf die Einnahmen des 
Arztes aus der Privatpraxis im Verteilungszeitraum an. 
Der in der Heimat tätige Kaſſenarzt erhielt neben dieſem 
Honoraranteil eine Entſchädigung für Prax isunkoſten 
(Betriebsausgaben). Der zum Wehrdienſt einberufene 
Kaſſenarzt erhielt außer dem Honoraranteil eine M jet⸗ 
entſchädigung für die Praxisräume. Waren 
ſeine Praxisräume einem Hilfskaſſenarzt zur Verfügung ae» 
ſtellt, ſo wurden ihm auch andere Prarisunkoſten (Betriebs- 
ausgaben) erſetzt, ſoweit dieſe nicht der Hilfskaſſenarzt über⸗ 
nahm. Wegen des Hilfskaſſenarztes Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitte 5 und 7. 


Nach der Anordnung der KVDvom 2. April 
1940 bemeſſen ſich die Honoraranteile der in der 
Heimat tätigen Kaſſenärzte nach dem Umfang 
ihrer Leiſtungen im Verteilungszeitraum. Es werden 
die Einnahmen aus der Privatpraxis nach wie vor ange⸗ 
rechnet. Es werden bei der Honorarverteilung beſondere 
Staffelſätze angewendet, wenn die Einnahmen des Kaſſen⸗ 
arztes während des Krieges höher als ſeine Vorkriegsein⸗ 
nahmen ſind. 


Der zum Wehrdienſt einberufene Kaſſen⸗ 
arzt erhält nur nach freiwillige Zuwendungen 
(ohne Rechtsanſpruch) zur Ergänzung des Samiltenunter- 
halts oder der Kriegsbeſoldung. Er kann ab 1. April 1940 
an Stelle des Familienunterhalts die Kriegsbeſoldung be⸗ 
antragen. Hinweis auf die Zweite Verordnung zum Einſatz⸗ 
Wehrmachtgebührnisgeſetz vom 28. Februar 1940 (RGBl T 
S. 447). Die freiwilligen Zuwendungen ſind nach dem Aus⸗ 
gangsbetrag bemeſſen und nach dem Familienſtand geſtaffelt. 
Sie betragen 


a) NE Arzten, die als ledig behandelt wer⸗ 
en: 
25 vom Hundert des Ausgangsbetrags, höchſtens 
400 RM und mindeſtens 100 RM monatlich, 


b) bei den anderen Arzten: 


40 vom Hundert des Ausgangsbetrags, höchſtens 
600 RM e und mindeſtens 150 RM monatlich. 


Wegen des Ausgangsbetrags Hinweis auf die 
obigen Ausführungen zu der Honorarverteilung vor dem 
1. April 1940. Eine Mietentſchädigung wird nur 
noch dann gewährt, wenn in den Praxisräumen des zum 
Wehrdienſt einberufenen Kaſſenarztes ein Hilfskaſſenarzt 
tätig iſt. In dieſem Fall werden dem einberufenen Kaſſen⸗ 
arzt auch andere Praxisunkoſten erſetzt, ſoweit er ſie trägt. 


Die obigen Ausführungen über die zum Wehrdienſt 
einberufenen Kaſſenärzte betreffen nur die Fälle, in denen 
die Praxis ruht. Kaſſenärzte, die während ihrer Ein⸗ 
berufung die Praxis durch einen Einzelvertreter 
fortführen laſſen, werden wie nichteinberufene Kaſſenärzte 
behandelt. Es kommt auch vor, daß Kaſſenärzte trotz der 
Einberufung zum Wehrdienſt ihre Praxis aus⸗ 
üben. Sie erhalten in dem Fall von der KVD entweder 
eine freiwillige Zuwendung und eine Entſchädigung für 
Praxisunkoſten oder nehmen wie nichteinberufene Kaſſen⸗ 
ärzte an der Honorarverteilung teil. 


3 Suede Behandlung der in der Heimat tätigen Kaſſen⸗ 
ärzte 

Die Ausführungen in dieſem Abſchnitt 3 befaſſen ſich 
nur mit Arzten, die ſchon vor dem Krieg eine eigene 
Praxis ausgeübt haben. Sie betreffen die Arzte, die vor 
dem Krieg zur Kaſſenpraxis zugelaſſen worden ſind, und die 
Arzte, die wegen der Kriegsverhältniſſe zur Auslbung der 
Kaſſenpraxis neu verpflichtet worden ſind. Sie beziehen ſich 
nicht auf die Hilfskaſſenärzte. Wegen der Hilfskaſſenärzte 
Hinweis auf die Abſchnitte 5 und 8. 


a) Einkommenſteuer 

Die Einnahmen der in der Heimat tätigen Kaſſenärzte 
beſtehen aus den Privathonoraren, die ihnen nach wie vor 
verbleiben, und aus den Anteilen an der Honorarverteilung 
der KVD. Die Anordnungen der ABD vom 20. September 
1939 und vom 2. April 1940 berühren nur die Berech⸗ 
nungsart und die Höhe der kaſſenärztlichen Honorar⸗ 
anteile. An der Einkommenſteuerpflicht der Bezüge aus der 
KW als Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit 
ändert ſich nichts. 

Es find nur die Bezüge anzuſetzen, die dem Kaſſenarzt 
aus der KVD tatſächlich zugefloſſen find. Es ſcheiden die 
Beträge aus, die die KUD zur Deckung der Ausgaben ein⸗ 
behält, die ihr durch die Kriegsverhältniſſe entſtehen. Dieſe 
Abzüge ſind bei den Kaſſenärzten Betriebsausgaben 
und deshalb nicht ſteuerpflichtig. 

Die Betriebsausgaben, die durch Auf» 
übung der Praxis entſtehen, find bei der Veranlagung 
im einzelnen zu ermitteln, ſoweit Pauſchſätze für Betriebs⸗ 
ausgaben nicht anzuwenden ſind. 


b) Um ſatzſteuer 

Die Privathonorare find ſteuer pflichtig, 
Die Honoraranteile und die Unkoſtenentſchädigungen, die 
die KV zahlt, find als Entgelt für kaſſenärztliche Lei⸗ 
ſtungen ſteuerfrei (§ A Ziffer 11 UStG). 


4. Steuerliche Behandlung der zum Wehrdieunſt einbe⸗ 
rufenen Kaſſenärzte 


a) Einkommenſteuer 

Alle Bezüge der zum Wehrdienſt einberufenen Kaſſen⸗ 
ärzte aus der KVD, auch die Entſchädigungen für Praxis- 
unkoſten, ſind Einkünfte aus ſelbſtändiger 


r 


—— 
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Arbeit. Es handelt fich bei den Zahlungen auf Grund 
des Honorarverteilungsmaßſtabs (vor dem 1. April 1940) 
und bei den freiwilligen Zuwendungen (ab 1. April 1940) 
nicht um Bezüge aus öffentlichen Mitteln im Sinn des 
§ 3 Ziffer 12 EStG. Es iſt ſteuerrechtlich ohne Bedeutung, 
daß die Honorarverteilung vor dem 1. April 1940 den zum 
Wehrdienſt einberufenen Kaſſenärzten in der Regel die 
Möglichkeit genommen hat, ſteuerfreien Familienunterhalt 
in Anſpruch zu nehmen. 


Die Betriebsausgaben ſind bei der Veran- 
lagung im einzelnen zu ermitteln, ſoweit Pauſchſätze nicht 
anzuwenden ſind. 


Wegen der ſteuerlichen Behandlung des Familien⸗ 
unterhalts Hinweis auf Abſchnitt 16 der EStR für 1939. 


b) Umſatzſteuwer 


Vorausſetzung der Umſatzſteuerpflicht eines Entgelts iſt 
der Leiſtungsaustauſch. Ein Leiſtungsaustauſch liegt bei 
den Anteilen an der Honorar verteilung (vor 
dem 1. April 1940) und bei den freiwilligen Zuwen⸗ 
dungen (ab 1. April 1940) nicht vor. Bei der Miet 
entſchädigung iſt ein Leiſtungsaustauſch nur dann 
gegeben, wenn die Praxisräume einem Hilfskaſſenarzt zur 
Verfügung geſtellt werden. Es tritt in dieſem Fall jedoch 
Steuerfreiheit 8 4 Ziffer 10 UStG gemäß ein. 


Werden dem zum Wehrdienſt einberufenen Kaſſenarzt 
andere Unkoſten, die in ſeinen Praxisräumen durch 
den Einſatz eines Hilfskaſſenarztes entſtehen (3. B. das 
Gehalt einer Sprechſtundenhilfe), erſetzt, fo erfüllt die KVD 
eine Verbindlichkeit des Hilfskaſſenarztes gegenüber dem ein⸗ 
berufenen Kaſſenarzt. Erhielte der Hilfskaſſenarzt den Un⸗ 
koſtenerſatz, fo wäre Steuerfreiheit § 4 Ziffer 11 USt 
gemäß gegeben. Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich 
aus Villigkeitsgründen damit einverſtanden erklärt, daß 
dieſer Unkoſtenſteuerſatz auch bei dem zum Wehrdienſt ein⸗ 
berufenen Kaſſenarzt umſatzſteuerfrei bleibt, ſoweit nur nach⸗ 
gewieſene Barauslagen (3. B. Gehalt einer Sprech⸗ 
en e Reinigungskoſten, Benzinverbrauch) erſetzt 
werden. 


Werden dem zum Wehrdienſt einberufenen Kaſſenarzt 
andere Aufwendungen vergütet (3. B. die Abnutzung eines 
Apparates oder eines Kraftwagens), fo iſt von dieſem Ent⸗ 
gelt die Umſatzſteuer zu erheben. Die Abrechnungsſtellen 
der ABD führen die darauf entfallende Umſatzſteuer an die 
für ſie zuſtändigen Finanzämter ab. Die Umſatzſteuer be⸗ 
trägt in dieſem Fall 2,04 vom Hundert der von den Abrech⸗ 
nungsſtellen der KVD tatſächlich ausgezahlten Beträge. 


Bei den zur Wehrmacht einberufenen Kaſſenärzten, die 
ihre Praxis weiter ausüben, bleiben die frei⸗ 
willigen Zuwendungen, die Entſchädigungen für Praxis- 
unkoſten und die Honoraranteile $ 4 Ziffer 11 USt gemäß 
ſteuerfrei. 


5. n der Arzte (Aſſiſtenzärzte und Hilfskaſſen⸗ 

ärzte 

Die Dritte Verordnung zur Sicherſtellung des Kräfte⸗ 
bedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Be⸗ 
deutung (Notdienſtverordnung) vom 15. Oktober 
1938 (RG Bl 1 S. 1441) dient der Sicherſtellung von Kräften 
für die Bekämpfung öffentlicher Notſtände. Zum Notdienſt 
kann auch der Arzt herangezogen werden. Er kann in 
einem Krankenhaus, in einer anderen Anſtalt oder in freier 
freier Praxis eingeſetzt werden. Wegen der ſteuerlichen Be⸗ 
handlung der nokdienſtverpflichteten Aſſiſtenzärzte Hinweis 
auf Abſchnitt 6. 


Der notdienſtverpflichtete Arzt, der zur ärztlichen Ver⸗ 
ſorgung der Zivilbevölkerung in freier Praxis ein- 
geſetzt wird und auch kaſſenärztlich tätig iſt, wird als 
Hilfskaſſenarzt bezeichnet. Die Praxis des zum 
Wehrdienſt einberufenen Arztes ruht. Sie ſoll geſchützt 
werden. Es finden deshalb während des Krieges keine Zu⸗ 


laſſungen ſtatt. Es werden zur Sicherſtellung der ärztlichen 
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Verſorgung der Zivilbevölkerung Hilfskaſſenärzte eingeſetzt. 
Dieſe üben ihre Praxis meiſt in den Räumen eines ein⸗ 
berufenen Arztes aus. Sie vertreten aber nicht den Arzt, 
deſſen Räume ſie benutzen, ſondern üben eine eigene 
Prapis für das ihnen zugewieſene räumliche Gebiet aus. 


Es gibt auch Hilfskaſſenärzte, die nicht auf Grund der 
Notdienſtverordnung eingeſetzt worden ſind, ſondern jich 
freiwillig zur Verfügung geſtellt haben. Wegen der 
Einkünfte der Hilfskaſſenärzte Hinweis auf Abſchnitt 7, 
wegen ihrer ſteuerlichen Behandlung Hinweis auf Abſchnitt 8. 


6. Steuerliche Behandlung der notdienſtverpflichteten Aſſi⸗ 
ſtenzärzte 


Wird der Arzt im Notdienſt in einem Kran kenhaus 
oder in einer anderen Anſtalt eingeſetzt, ſo tritt er 
zum Träger der Anſtalt in ein Beſchäftigungsverhältnis. Er 
hat Anſpruch auf die Bezüge, die ſeiner tatſächlichen Verwen⸗ 
dung gemäß in der geltenden Tarifordnung, Betriebs- 
ordnung oder Dienſtordnung feſtgeſetzt ſind. Stand der 
Arzt vor dem Notdienſt als Angeſtellter im öffent lichen 
Dienſt und erhielt er dort höhere Bezüge, als ihm für den 
Notdienſt zuſtehen, ſo hat er Anſpruch auf die höheren Be⸗ 
züge. Die frühere Beſchäftigungsſtelle hat in dem Fall den 
Unterſchiedsbetrag zu zahlen. Stand der Arzt in einem 
privaten Beſchäftigungsverhältnis, ſo darf er während 
ſeines Notdienſtes nicht mehr erhalten, als er in dem 
früheren Beſchäftigungsverhältnis bezog. In dieſem Fall 
werden die Notdienſtbezüge entſprechend gekürzt. 


Der Arzt, der im Notdienſt in einem Kranken haus 


15 . 


oder in einer anderen Anſtalt eingeſetzt wird, iſt 
lohnſteuerpflichtig. Er iſt ſteuerlich wie ein Aſſt⸗ 
ſtenzarzt zu behandeln, der in einem Arbeitsvertrags⸗ 
verhältnis ſteht. Es iſt ſteuerrechtlich ohne Bedeutung, daß 
das Beſchäftigungsverhältnis des notdienſtverpflichteten 
Aſſiſtenzarztes den Beſtimmungen der Notdienſtverordnung 
unterliegt. 


7. Einkünfte der Hilfskaſſenärzte 
Alle Honorare der Hilfskaſſenärzte in der Kaſſen⸗ 


praxis und in der Privatpraxis fließen der ft VD z u. 


Die KVD zahlt den Hilfskaſſenärzten beſtimmte Bezüge. 


Die Hilfskaſſenärzte haben vor dem 1. Apr 111940 
einen feiten Tagesſatz erhalten. Er betrug: 


a) bis zur Vollendung des fünften Jahrs 
nach der Beſtallung 


für ledige Arzte. 9 RM 
für verheiratete Arzte. 12 RM 


b) ab dem ſechſten Jahr nach der Beſtallung 


für ledige Arzte. 10 RM 
für verheiratete Arzte. 13 RM. 


Der feſte Tagesſatz erhöhte ſich um eine Reichsmark für jedes 
Kind, deſſen Unterhalt der Hilfskaſſenarzt trägt. 


Die Hilfskaſſenärzte erhalten ab 1. April 1940 von 
der SWS eine feſte Tages vergütung und be⸗ 
ſondere Vergütungen. 


Die feſte Tagesvergütung iſt vom Reichs⸗ 
miniſter des Innern feſtgeſetzt worden. Sie bemißt ſich ent⸗ 
weder nach dem Runderlaß vom 18. März 1940, TV 688/40, 
LG 4041 — 61 1 (RMBliV 1940 S. 662), der für den Not⸗ 
dienſt der Arzte gilt, oder nach dem Runderlaß vom 15. Ok- 
tober 1939 in der Faſſung vom 28. Mai 1940, I Ra 989 40 — 
268 (NNBIB 1940 S. 1064), der allgemein für Notdienſt⸗ 
verpflichtete gilt. 


Die feſte Tages vergütung iſt durch den Rund⸗ 
erlaß vom 18. März 1940 wie folgt feſtgeſetzt worden: 
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Vergü⸗] Vergü⸗ 


tungs-] tungs- tungs⸗ 
gruppe 1Igruppe Z/gruppe 3 
bis zur 


Vollendung des ab dem 


2. Jahrsſ4. Jahrs] 5. Jahr 
nach der Beſtallung 
NM NM 


Vergütung je Tag 


ass 
2 | für Benutzung eigener Kleidung. 
3 für Benutzung von Prazisräumen 
oder eigenen Inſtrumenten 
4 | für Verpflegung 
a) am Heimatort 
b) außerhalb des Heimatorts. 


für auswärtige Übernachtung, wenn 
Unterkunft nicht geſtellt wird.. 


Summe 1 bis 4a 
bei Verpflegung am Heimatort 


Summe 1 bis 5 
bei Verpflegung außerhalb des 


Heimatorts 11,00 12,00 | 13,00 


Der Vergütungsſatz auf Grund des Rund⸗ 
erlaſſes vom 13. Oktober 1939 in der Faſſung dom 
28. Mai 1940 enthält die gleichen Beträge wie die feſte 
Tagesvergütung in der Vergütungsgruppe 3 auf Grund des 
Runderlaſſes vom 18. März 1940, ausgenommen die Ver⸗ 
gütung für Benutzung von Praxisräumen oder eigenen 
Inſtrumenten. Die Vollvergütung beträgt danach 


bei Verpflegung am Heimatort , . 6,50 RM 
bei Verpflegung außerhalb des Heimatorts. 11. — RM. 


An beſonderen Vergütungen gewährt die 

KVD: 

1. Zuſätzliche Vergütungen, 

2. Entſchädigung für Praxisunkoſten, 

3. in Ausnahmefällen freiwillige Zuwendungen für Lebens⸗ 
haltungskoſten. 


Die zuſätzliche Vergütung bemißt ſich nach dem vom 
Hilfskaſſenarzt erarbeiteten Privathonorar und nach beſon⸗ 
deren kaſſenärztlichen Leiſtungen, z. B. Nachtbeſuchen. Die 
Praxisunkoſten werden nach den tatſächlichen Auf⸗ 
wendungen erſetzt. Eine freiwillige Zuwendung 
wegen beſonders hoher Koſten kann gewährt 
werden, wenn dem Hilfskaſſenarzt aus ſeiner Unterbringung 
oder Verpflegung am Tätigkeitsort oder aus anderen Um— 
ſtänden beſonders hohe Koſten entſtehen. 
Beiſpiel: 
Ein Hilfskaſſenarzt iſt darauf angewieſen, in einem teuren 
Hotel zu wohnen. Eine Hilfskaſſenärztin kann der Heran⸗ 
ziehung zum Notdienſt nur Folge leiſten, wenn ihr für den 
Haushalt ein Mädchen oder eine Kinderſchweſter zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wird. 


8. Steuerliche Behandlung der Hilfskaſſenärzte 


a) Einkommenſteuer 

Die Hilfskaſſenärzte ſind ſteuerlich als ſelb⸗ 
ſtändig anzuſehen. Sie üben ihre Tätigkeit im eigenen 
Namen und in eigener Verantwortung aus. Sie treten zu 
den einberufenen Arzten in keine Rechtsbeziehungen. Der 
einberufene Arzt hat keinen Einfluß auf Einſatz und Aus⸗ 
wahl eines Hilfskaſſenarztes. Der Hilfskaſſenarzt ſteht auch 
in keinem Dienſtverhältnis zur KVD. Dieſe regelt nur 
ſeinen Einſatz. Die Bezüge der Hilfskaſſenärzte aus der 
KBD unterliegen nicht dem Steuerabzug vom Arbeitslohn. 
Eine Ausnahme bilden die Arzte, die in einem lohnſteuer⸗ 
pflichtigen Angeſtelltenverhältnis ſtehen und daneben als 
Vertreter, z. B. für Urlaub oder Krankheit, eingeſetzt werden. 
Das iſt praktiſch nur der Fall, wenn der angeſtellte Arzt 
eines Krankenhauſes während ſeines Urlaubs als Vertreter 
eingeſetzt wird. 

Die Bezüge der Hilfskaſſenärzte von der KVD find 
Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit. Es ſind 
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beſtimmte Beträge als ſteuerfreier Dienſtaufwand zu be⸗ 
handeln und daneben die Betriebsausgaben abzuziehen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter des Innern von der feſten Tages⸗ 
vergütung die folgenden Beträge als ſteuerfreie Au f- 
wandsentſchädigung anerkannt: 

für Arzte ohne eigenen Haushalt ... 2 RM täglich, 

für Arzte mit eigenem Haushalt .. . 5NM täglich, 
bei Beſchäftigung außerhalb des Wohnorts 

für Arzte ohne eigenen Haushalt.. 5 RM täglich, 

für Arzte mit eigenem Haushalt ... 8 RM ecäglich. 
Dieſe Sätze der ſteuerfreien Aufwandsentſchädigung gelten 
für den feſten Tagesſatz (vor dem 1. April 1940) und die 
feſte Tagesvergütung (ab 1. April 1940) auf Grund der 
Runderlaſſe des Reichsminiſters des Innern vom 18. März 
1940, IV 638/40, LG 4041 — 161 und vom 13. Oktober 1939 
in der Faſſung vom 28. Mai 1940, I Ra 989/40 — 268. 
Hinweis auf Abſchnitt 7. 

Die Betriebsausgaben find bei der Veran⸗ 
lagung grundſätzlich im einzelnen zu ermitteln. Es iſt nach 
der Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen von dem 
Einzelnachweis abzuſehen, wenn der Hilfskaſſenarzt neben 
dem Abzug der Entſchädigung für Praxisunkoſten (Ziffer 2 
der beſonderen Vergütungen der AUD) für die anderen 
Betriebsausgaben einen Pauſchbetrag von nicht mehr als 
2 RM täglich in Anſpruch nimmt. Es wird bei dem Abzug 
der Entſchädigung für Prarisunkoſten davon ausgegangen, 
daß die AVD die Aufwendungen der Hilfskaſſenärzte vor 
Zahlung der Entſchädigung genügend nachprüft. 

Die Abrechnungsſtellen der KVD teilen 
jährlich ſpäteſtens am 15. Februar, erſtmalig ſpäteſtens am 
15. Februar 1941, den Oberfinanzpräſidenten die Bezüge der 
Hilfskaſſenärzte mit, getrennt nach 
a) feſten Vergütungsſätzen unter Angabe des Tagesſatzes, 

b) zuſätzlichen Vergütungen, 
c) Praxisunkoſten und 
d) freiwilligen Zuwendungen in Ausnahmefällen. 


Soweit dieſe Trennung für die Vergangenheit nicht mehr 
möglich iſt, werden die Bezüge mindeſtens geſondert nach 
Vergütung und Praxisunkoſten angegeben. Die Mit⸗ 
teilungen für das Kalenderjahr 1939 werden ſpäteſtens am 
25. September 1940 nachgeholt. Scheidet ein Hilfskaſſenarzt 
im Laufe des Kalenderjahrs aus, ſo werden die Bezüge 
ſogleich mitgeteilt. Die Oberfinanzpräſidenten leiten die 
Mitteilungen an die zuſtändigen Finanzämter weiter. Die 
Finanzämter prüfen, ob dem Hilfskaſſenarzt außer den Be⸗ 
zügen aus der KVD d noch Einnahmen von der notdienſt⸗ 
verpflichtenden Behörde zugefloſſen ſind. Dieſe Prüfung 
braucht ſich nur auf die erſten Kriegsmonate zu erſtrecken. 
Später haben die Hilfskaſſenärzte ihre Bezüge ausſchließlich 
von der KVꝰD erhalten. 


b) Umſatzſteuer 

Die Hilfskaſſenärzte ſind Unternehmer im Sinn 
des 8 2 UStG. 

Steuergegenſtand find die Honorare, die 
die Hilfskaſſenärzte in ihrer Paris erarbeiten. Die Bezüge, 
die die Hilfskaſſenärzte von der AUD erhalten, find nicht zur 
Umſatzſteuer heranzuziehen. Die kaſſenärztlichen Honorare 
find umſatzſteuerfrei (§ 4 Ziffer 11 UStG). Die Behand⸗ 
lung der Privatpatienten unterliegt der Umſatzſteuer. Das 
gleiche gilt von der Behandlung von Perſonen, wenn das 
Entgelt dafür von Dritten, z. B. von der Wehrmacht, von der 
Schutzpolizei, von dem Reichsarbeitsdienſt und von den 
nicht nach $ 4 Ziffer 11 UStG (§ 38 USEDDB) begünſtigten 
Stellen gezahlt wird. 

Eine Veranlagung der Hilfskaſſenärzte 
zur Umſatzſteuer unterbleibt. Die Abrechnungs⸗ 
ſtellen der KVD teilen vierteljährlich den für fie au: 
ſtändigen Finanzämtern die ungekürzten umſatzſteuer⸗ 
pflichtigen Honorare mit, die im abgelaufenden Kalender— 
viertelſahr aus der Tätigkeit der Hilfskaſſenärzte ein⸗ 
gegangen ſind, und führen gleichzeitig die 
darauf entfallende Umſatzſteuer (zwei vom 
Hundert) an die Finanzkaſſen ab. 


0 


£ohnfteuer bei Beſchäftigung von Soldaten in wichtigen 
Betrioben 


Die Wehrmacht ſtellt ausnahmsweiſe Soldaten zur Beſchäfti⸗ 
gung in wichtigen Betrieben (3. B. Rüſtungsbetrieben) gegen Ent⸗ 
gelt zur Verfügung. Es gilt dann nach einer Anordnung des Ober⸗ 
kommandos der Wehrmacht mit Zuſtimmung des Reichsminiſters 
der Finanzen (Erlaß vom 5. September 1940 8 2220 — 185 III) 
unter anderem das folgende: 


J. Verwendung einzelner Soldaten auf längere 
Zeit 

1. Die Soldaten find arbeits-, fürſorge⸗, verſorgungs⸗ und ſteuer⸗ 
rechtlich als Arbeitnehmer anzuſehen. 

2. Die Bezüge der Soldaten beſtimmen ſi nach der für den Be⸗ 
trieb geltenden Tarifordnung (ſonſtigen Regelung). Die Bezüge 
ſind ſteuerpflichtiger Arbeitslohn. 


II. Verwendung einzelner Soldaten oder ge⸗ 
NEL. Teile eiver Einheit auf kurze 
Zei 

1. Dieſe Soldaten erhalten ihre bisherigen Gebührniſſe nach dem 
Einſatz⸗Wehrmachtgebührnisgeſetz durch ihren Xruppenteil 
weiter. 

2. Der Unternehmer des Betriebs hat für die Dienſtleiſtung der 
Soldaten zwei Drittel des Lohns, der ſich nach der Tariford⸗ 
nung loder ſonſtigen Regelung! erg.! und 10 vom Hundert 
des vollen Lohns als Ablöſung der Arbeitgeberbeiträge zu den 
Sozialverſicherungen an die zuſtändigen Kaſſen der Wehrmacht 
abzuführen. Dieſe Beträge ſind Einnahmen des Reichs. Sie 
gehören nicht zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn der Soldaten. 

3. Die Soldaten erhalten unmittelbar vom Unternehmer des Be⸗ 
triebs für jede angefangene Arbeitſtunde eine Arbeitszulage 
von 0,15 RM. Die Unternehmer rechnen dieſe Arbeitszulage 
auf die Beträge an, die Ziffer 2 gemäß an die Wehrmachttaſſen 
zu zahlen ſind. Dieſe Beträge gehören nicht zum ſteuerpflich⸗ 
tigen Arbeitslohn der Soldaten. 


III. Berufs ſoldaten 


Berufsſoldaten (das ſind die früheſtens am Beginn des dritten 
Dienſtiahrs als Gehaltsempfänger zum Friedensſtand der Wehr⸗ 
we Soldaten) werden ſiets Abſchnitt II gemäß be⸗ 
handelt. 


IV. Verwendung bei Notſtänden 

Bei Verwendung einzelner Soldaten oder geſchloſſener Teile 
einer Einheit bei Notſtänden (Beispiele: dringende Erntearbeiten, 
Beſeitigung von Überſchwemmungen) konnen die Wehrmachtteile 
von Fall zu Fall die Bezüge der Soldaten und die Höhe des vom 
Arbeitgeber abzuführenden Lohns abweichend von den Abſchnitten 
II und III beſtimmen. Die ſteuerliche Behandlung dieſer Bezüge 
iſt nach den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falls zu be⸗ 
urteilen. Meiſt wird es ſich hier um gelegentliche Aushilfeleiſtun⸗ 
gen handeln, die nach den Grundſätzen, die in dem Urteil des 
Reichsfinanzhofs vom 26. Februar 1930 (Stud 1930 Nr 504) auf⸗ 
geſtellt ſind, nicht zur Annahme von Arbeitslohn führen können. 


Oe 
firiegszuſchlag zur kinkommenſteuer bei beſchränkt ſteuer- 
pflichtigen Lizenzgebern 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in ſeinem Runderlaß 
vom 9. Auguſt 1940 — 8 2910 — 52 III — über den Kriegszuſchlag 


Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 


Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 24. September 1940. 


Steuergutſcheine I: 101 ¼. — Steuergutſcheine ll 
Juni 1942 105¼, Juli 104,75, August 104%, September 104,.—, 
Oktober 103, November 103%. 


Umtaufd) der Reichsbahn⸗Vorzugsaktien. Die Vorzugsaktien 
der Deutſchen Reichsbahn ſind zur Einlöſung am 1. Juli 1941 
aufgerufen worden. Es wird bei der Einlöſung ein Aufgeld von 
20 vom Hundert fällig. — Die Deutſche Reichsbahn bietet den 


Cildien ſt⸗ Nachricht enn 


Wirtſchaftlich 


zur Einkommenſteuer bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Lizenzgebern 
das folgende ausgeführt: 

„Die Ein kommenſteuer wird bei Einkünften aus 
zeitlich begrenzter Überlafjung von gewerblichen, literariſchen 
und künſtleriſchen Urheberrechten rege Imäßig durch 
Steuerabzug erhoben, wenn der Bezieher der Ein⸗ 
künfte beſchränkt ſteuerpflichtig iſt. Hinweis auf die Ver⸗ 
ordnung vom 6. Februar 1935 (R Stel 1935 S. 214) und auf 
Abſchnitt 3 EStR für 1939 (NSHBI 1940 S. 78). 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
kann bei dieſen Einkünften durch Steuerabzug erhoben 
werden, wenn die Finanzämter das im Einzelfall in 
ſinngemäßer Anwendung des 8 50 Abſatz 6 EStG anordnen. 
Unterliegt der Lizenzgeber dem Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer nicht, weil es ſich um eine Körperſchaft 
handelt, ſo werden die Finanzämter die Einbehaltung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer im Steuerabzugs⸗ 
verfahren in der Rege! nicht anordnen. Iſt der Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer trotzdem im Steuerabzugsver⸗ 
fahren einbehalten worden, ſo wird er $ 152 Abſatz 2 Ziffer 1 
AO gemäß erſtattet.“ 0. 


firiegszufchlagspflicht der in das Generalgouvernement ab- 
geordneten Beamten und Angeftellten 

Eine Sonderregelung bezüglich der Kriegszuſchlagspflicht der 
Beamten und Angeſtellten, die in das Genera lgouverne⸗ 
ment abgeordnet find, ift bisher vom Reichsminiſter der 
Finanzen nicht getroffen worden. Sie iſt auch nicht beabſichtigt. 
Es gelten deshalb die allgeme inen Vorſchriften. Die un⸗ 
beſchränkte Kriegszuſchlagspflicht wird danach durch Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, die beſchränkte 
Kriegszuſchlagspflicht durch den Bezug von inländiſchen Ein⸗ 
fünften im Sinn des § 49 EStG begründet. Inland in dieſem 
Sinn find nur die Gebiete, in denen der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer eingeführt worden iſt. Das Generalgouvernement 
gehört nicht dazu. 

Die Rechtsfolgen der Nichteinführung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer im Ge⸗ 
neralgouvernement ſind 


a) in ſachlicher Hinſicht, daß Wohnſitz und gewöhnlicher Auf⸗ 
enthalt im Generalgouvernement die unbeſchränkte 
Kriegszuſchlagspflicht und der Bezug von Einkünften im Sinn 
des 8 49 EStG aus dem Generalgoubernement die be⸗ 
ſchränkte Kriegszuſchlagspflicht ni cht begründen können, 

b) in verfahrensmäßiger Hinſicht, daß der Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn in 
Betriebſtätten im 
halten werden kann. 


Beamte und Angeſtellte, die aus einem Gebiet, in dem 
der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ein 
geführt ift, in das Generalgouvernement abgeord ne t 
werden und ihren bisherigen Wohnſitz, der ihre unbeſchränkte 
Kriegszuſchlagspflicht begründete, beibehalten, bleiben un» 
beſchränkt kriegs zuſchlagspflichtig. 

Beamte und Angeſtellte, die aus den eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebieten in das Generalgouvernement abge⸗ 
ordnet werden und ihren aus ſch ließlichen Wohnſitz in 
den eingegliederten Oſtgebieten beibehalten, unter liegen 
auch weiterhin nicht dem Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer. Hinweis auf Ziffer 2 des Rd. Ec⸗ 
laſſes vom 6. September 1940 — S 2300 — Oft 22 III (NS 
1940 S. 817). 0. 


Generalgoubernemenk nicht einbe⸗ 


er Beobachter 


Inhabern der Vorzugsaktien ſchon jetzt den Umtauſch in eine 
neue Reichsbahnanleihe an. Verzinſung 4 vom Hundert. 
Beginn der Verzinſung am 1. Oktober 1940. Laufzeit W Jahre. 
Die Anteilseigner, die dieſes Umtauſchangebot annehmen, er⸗ 
halten für Vorzugsaktien im Nennbetrag von 100 Goldmark neue 
Reichsbahnanleihe im Nennbetrag von 120 Reichsmark. Sie er⸗ 
halten außerdem eine Barauszahlung von 7½ vom Hundert, die 
ſich aus der Gewinnausſchüttung für das Geſchäftsjahr 1940 und 
aus einer Sondervergütung zuſammenſetzt. — Den Anteilseignern, 
die das Umtauſchangebot nicht annehmen, werden die Reichsbahn⸗ 
vorzugsaktien am 1. Juli 1941 durch Auszahlung des Nennbetrags 


S. 468 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 39 / 28. Sept. 1940 


und des Aufgelds von 20 vom Hundert eingelöft. Dieſe Anteils- 
eigner erhalten die Gewinnausſchüttung für das Geſchäftsjahr 
1940 in Höhe von 7 vom Hundert erſt im Jahr 1941. — Ein Ver⸗ 
gleich der Umtauſchbedingungen mit den Einlöſungsbedingungen 
ergibt, daß es für die Anteilseigner vorteilhaft iſt, das 
Umtauſchangebot der Deutſchen Reichsbahn anzunehmen. 


Fünfundvierzig⸗Millionen⸗Anleihe der EW. Die Vereinig⸗ 
ten Elektrizitätswerke Weſtfalen Aktiengeſellſchaft in Dortmund 
geben eine Anleihe von fünfundvierzig Millionen Reichsmark aus. 
Verzinſung 4½ vom Hundert. Laufzeit 20 Jahre. 
Zeichnung zum Nennbetrag. Die Anleihe ift durch eine 
Hypothek auf die Anlagen der Anleiheſchuldnerin geſichert. 
Die Anleihe wird in Höhe von dreißig Millionen Reichsmark durch 
ein von der Deutſchen Bank geführtes Konſortium freihändig ver⸗ 
kauft und in Höhe von fünfzehn Millionen Reichsmark durch die 
Anleiheſchuldnerin unmittelbar begeben. 


Neufaſſung des Geſetzes zur Bereinigung alter Schulden. Das 
Geſetz über eine Bereinigung alter Schulden vom 17. Auguſt 1938 
(RGBl I S. 1033) iſt erganzt und in ſeinem Geltungsbereich auf 
die inzwiſchen eingegliederten Gebiete ausgedehnt worden. Hin⸗ 
weis auf die Bekanntmachung einer Neufaſſung des Geſetzes über 
eine Bereinigung alter Schulden vom 3. September 1940 RG Bl 1 
S. 1209. 


Ablöſung von landwirtſchaftlichen Entſchuldungsforderungen. 
Die Gläubiger von Forderungen, die durch mündelſichere Hypo⸗ 
theken im Schuldenregelungsverfahren und im Djthilfeverfahren 
geſichert ſind, können die Ablöſung der Forderungen bean⸗ 
tragen. Die Ablöſung geſchieht in Schuldverſchreibungen der 
Deutſchen Rentenbank⸗Kreditanſtalt oder in bar. Die Schuldver⸗ 
ſchreibungen haben eine Verzinſung von 4 vom Hundert. Wegen 
der Einzelheiten Hinweis auf die Verordnung über die weitere 
Ablöſung mündelſicherer Rechte im Schuldenregelungs⸗ und Oſt⸗ 
hilfeverfahren und zur Ergänzung ſonſtiger entſchuldungsrecht⸗ 
licher Vorſchriften (Zweite Ablöſungsverordnung) vom 7. Septem- 
ber 1940, RGBl I S. 1218. 


Neuordnung des Sparkaſſenweſens im Elſaß. Neue öffent⸗ 
liche Sparkaſſen werden in dreizehn Kreiſen der Bezirte Unter⸗ 
Elſaß und Ober⸗Elſaß errichtet. Die Bezirke übernehmen als 
Gewährsverband die Bürgſchaft für die Verbindlichkeiten der neu 
errichteten Sparkaſſen. Die Aufgaben einer Girozentrale über⸗ 
nimmt zunächſt die Badiſche Kommunale Landesbank in Mann⸗ 
heim. — Die bisherigen elſäſſiſchen Sparkaſſen wickeln ihre Ge⸗ 
ſchäfte ab. Sie dürfen neue Geſchäfte nicht mehr betreiben. — 
Die Hauptanſtalten der Städtiſchen Sparkaſſen Straßburg, Mühl⸗ 
hauſen und Kolmar können neue Geſchäfte betreiben. Sie muüſſen 
für das Neugeſchäft getrennte Rechnung führen. — Hinweis auf 
die Verordnung des Chefs der Zivilverwaltung im Elſaß vom 
20. Auguſt 1940. 


Neuordnung des Sparkaſſeuweſens in Lothringen. Es ſind in 
Lothringen die Stadtſparkaſſe Metz und acht Kreisſparkaſſen neu 
errichtet worden. Der Bezirk Lothringen haftet für die Verbind⸗ 
lichkeiten der Sparkaſſen unbeſchränkt. Die neuen Sparkaſſen ſind 
nicht Rechtsnachfolger der franzöſiſchen Sparkaſſen. Die Spar⸗ 
kaſſen ſind der Deutſchen Girozentrale⸗Deutſche Kommunalbank 
(Geſchäftsſtelle Saarbrücken) angeſchloſſen. Hinweis auf die Ver⸗ 
ordnung des Chefs der Zivilverwaltung vom 8. Auguſt 1940. 


Neue Reichskreditlaſſen im Elſaß. In Hagenau, Schlettſtadt 
und Zabern ſind Reichskreditkaſſen errichtet worden. 


Vierjahresplan 


Regelung der Preiſe für Reinigungs⸗ und Putzmittel. Der 
Reichskommiſſar für die Preisbildung hat durch Anordnung vom 
11. September 1940 beſtimmt, daß die Herſteller von Reinigungs⸗ 
und Putzmitteln die nach dem J. Oktober 1939 neu hergeſtellten 
und vertriebenen Erzeugniſſe nur in den Verkehr bringen dürfen, 
wenn für dieſe Erzeugniſſe von ihm oder den von ihm beauf⸗ 
tragten Stellen ein Verbraucherpreis feſtgeſetzt worden iſt. Der 
Verbraucherpreis muß auf dem Erzeugnis oder deſſen Umhüllung 
aufgedruckt ſein. Reichsanzeiger Nr 217 vom 16. September 1940. 


Regelung der Lumpenwirtſchaft. Der Reichsbeauftragte für 
Wolle hat eine Anordnung W 8 vom 13, September 1940 erlaſſen. 
Diefer Anordnung gemäß find der Einkauf, der Verkauf, die 
Lieferung und die Abnahme von Lumpen nur mit Einwilligung 
der Reichsſtelle für Wolle und andere Tierhaare geſtattet. Reichs⸗ 
anzeiger Nr 219 vom 18. September 1940. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Kennziffer der Großhandelspreiſe im Anguſt 1940. Es ergibt 
ſich das folgende Bild (1913 — 100): 


Monats⸗ Ver⸗ 

durchſchnitt ände⸗ 

Jult Augufſt rung 
1940 in v. H. 

Agrarſtoffe , %% 112% N s 
Induſtrielle Rohſtoffe und Halbwaren 98,3 98,5 +02 
Induſtrielle Fertigivaren . „ „„ 1800, 18306 05 
davon Produktionsmittel. 112,9 112,9 0,0 
Konſumgüter 142,9 144,0 +08 
Geſamtinder £ 110,7 1108 +01. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Voller Erfolg der Prager Herbſtmeſſe. Die dritte Prager 
Kriegsmeſſe war ein voller Erfolg. Es haben insgeſamt 1702 Aus⸗ 
ſteller teilgenommen. Neben den Beſuchern aus dem Protektorat 
waren auch viele Käufer aus dem Altreich, aus dem General- 
gouvernement und aus fremden Ländern gekommen. 


Poſtdienſt mit den Niederlanden. Ab 20. September 1940 find 
zwiſchen Deutſchland und den Niederlanden wieder Wertbriefe 
und Wertkäſtchen wie früher zugelaſſen. 


Poſtzeitungsdienſt mit Luxemburg. Am 1. Oktober 1940 wird 
der Poſtzeitungsdienſt mit Luxemburg wieder in früherem Um⸗ 
fang aufgenommen. Es ſind auch Verlagſtücke zugelaſſen. 


Poſtdienſt mit Beſſarabien und mit der Nordbukowina. Gs 
ſind an die der Sowjetunion angegliederten Gebiete von Beſ⸗ 
ſarabien und der Nordbukowina nur gewöhnliche und ein⸗ 
geſchriebene Briefſendungen zugelaſſen. Päckchen dürfen nicht 
verſandt werden. 


Feruſprechdienſt mit Portugal. Es können zwiſchen 10 und 
23 Uhr Geſpräche über die Funkverbindung Berlin. —Liſſabon ge⸗ 
führt werden. 
9 . 
Arbeit und Soziales 
Eheſtandsdarlehen im zweiten Vierteljahr 1940. Im 
zweiten Vierteljahr 1940 wurden im Deutſchen Reich 
(ohne die neuen Oſtgebiete) auf Grund des Geſetzes zur Förde⸗ 
rung der Eheſchließungen 72302 Eheſtandsdarlehen 
ausgezahlt. In 94648 Fällen wurden Erlaſſe von 
Darlehnteilen für lebendgeborene Kinder ge⸗ 
währt. Die Zahl der ausgezahlten Eheſtandsdar⸗ 
lehen war im zweiten Vierteljahr 1940 durch den Rückgang der 
Zahl der Eheſchließungen um 98369 kleiner als im zweiten Viertel⸗ 
jahr 1939. Die Zahl der Geburten aus Ehen, die mit Ehe⸗ 
ſtandsdarlehen geſchloſſen worden waren, nimmt weiterhin 
ſtändig zu. Sie war im zweiten Vierteljahr 1940 
um 9954 größer als im zweiten Vierteljahr 1939. Für das 
Großdeutſche Reich lohne die eingegliederten Oſtgebiete) 
ergibt ſich das folgende Bild: 
Ausgezahlte Erlaſſe von Darlehns⸗ 


Eheſtands⸗ beträgen für lebend⸗ 
darlehen geborene Kinder 
April 1940 25 466 33 882 
Mai 1940 24 759 32 981 
Juni 1940 22 077 27 785 
zweites Vierteljahr 1940 72 302 94 648. 


Von Auguſt 1933 bis Ende Juni 1940 ſind im Deutſchen Reich 
einſchließlich Saarland, Oſtmark, Sudetenland, Memelland und 
Danzig insgeſamt 1596379 Eheſtandsdarlehen zur Auszahlung 
gekommen. Die Geſamtzahl der für lebendgeborene Kinder ge⸗ 
währten Erlaſſe von Darlehnsteilen beträgt bis Ende Inni 1940 
1 502 514. 


Durchführungsverordnung zur Freimachungsverordnung. Der 
Verordnung vom 7. Auguſt 1940 gemäß (RG Bl 1 S. 1190) hat ein 
Angeſtellter, der durch die Beendigung ſeines Arbeitsverhältniſſes 
auf Grund der Freimachungsverordnung ſeinen erhöhten Kündi⸗ 
gungsſchutz verliert, Anſpruch auf eine Abgangsentſchädigung. Die 
Abgangsentſchädigung beträgt die Hälfte aller Bezüge, die der 
Angeſtellte bei Einhaltung der normalen Kündigungsfriſt bezogen 
hätte, wenn ihm im Zeitpunkt der Stillegung gekündigt worden 
wäre. Gefolgſchaftsmitglieder von ſtillgelegten Betrieben, die eine 
Werkwohnung innehaben, behalten den Anſpruch auf Gewährung 
der Werkwohnung trotz der Beendigung des Arbeitsverhältniſſes. 
An Stelle der bisherigen Arbeitsleiſtung tritt ein angemeſſener 
Mietzins. 


